ein, da 


Geſetz, wie es uns vorliegt, uns von dem Präſidenten Delbrück überreicht 


| 


| 


terteljähriger Abonnementspreiz in Breslau 2 Thlr., außerhalb Ind, 
Ph e 15 5 5 — Inſertionsgebühr für den at einer 
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Expeditlon: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
x einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


URS 


N 2 3 Derr Dr r 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
24. Sitzung vom 26. März. 

10 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Camphauſen u. A. 
Die erſte Berathung des e betreffend die Ausgabe von 
Reichskaſſenſcheinen, leitet Präſident Delbrück mit der Bemerkung 
ß die Vorlage das Product eines Compromiſſes im Schooße des 
Bundesrathes iſt, der nach langen Verhandlungen und mancherlei Wechſel⸗ 
fällen zu einem Ergebniß gelangte, in dem wohl kein der verbündeten Re⸗ 
ierungen den reinen Ausdruck ihrer Anſchauungen wiederfinden wird. 
töge der Reichstag, der dem Entwurf keine beſonders lebhafte Zuſtimmung 
entgegenbringt und aus deſſen Mitte, wie im Schooße des Bundesrathes, 
ſowohl principielle als Bedenken vom Standpunkt des Einzelintereſſes ſicher⸗ 
lich geäußert werden, den Geſichtspunkt des Compromiſſes nicht außer Acht 
laſſen und, indem er ebenfalls Anſichten und Intereſſen zum Opfer bringt, 
dieſe Materie zum Abſchluß bringen helfen. 5 \ 5 
Abg. Mosle: Das Reich ſchickt ſich an, die Papierpreſſe in Bewegung 
zu ſetzen, um dem Fünf⸗Milliarden⸗Volk ein neues Umſatzmittel zu geben, 
das ich Sie, weil es ſchädlich iſt, abzulehnen bitte, obwohl mir der Wider⸗ 
ſpruch gegen den Herrn Präſidenten des Reichskanzleramtes an und für ſich 
nicht ſympathiſch it. Aber was ich ſage, iſt meine aufrichtige Meinung und 
ich ſpreche ſie aus, weil ich ſie allein für unſer Vaterland als erſprießlich 
erachte. Bei dieſem Verdict gegen alles Staatspapiergeld ſtütze ich mich 
nicht auf meine in verſchiedenen Welttheilen geſammelten perſönlichen Er⸗ 
fahrungen, ſondern auf das Urtheil aller oder doch der berühmleſten Natio⸗ 
nalökonomen aller Zeiten und Länder. Wo immer Staatspapiergeld ausge⸗ 


geben iſt, hielt eine gute Finanzwirthſchaft immer den Grundſatz feſt, daß 


es wieder eiwoclöſt würde, ſobald die Mittel des Landes es erlaubten. So 
wurde auchn, den preußiſchen Darlehnslkaſſenſcheinen verfahren, von denen 
nach der Vocange allerdings noch drei Millionen im Verkehr fein ſollen; 
nach meiner Kenntniß deſſelhen wüßte ich aber nicht, wo fie ſtecken ſollen. 
llerdings hat Miniſter Camphauſen in der vorigen Seſſion nicht nur 
Papiergeld unter Umſtänden als empfehlenswerth bezeichnet, ſondern ſogar 
gejagt, daß die Staaten zurückſtehen, die keines ausgeben, und daß die eng: 
liſche Geldeirculation mit einer mäßigen Papiergeld⸗Emiſſion eine ſehr viel 
geſundere fein würde, als bei der Einrichtung der Bank, daß 14 Millionen 
An. Sterl. ungedeckt bleiben dürfen. Dies iſt das Einzige, was principiell 
für das Papiergeld geſagt worden iſt, ſachliche Gründe zu ſeinen Gunſten 
hat weder Präſident Delbrück noch die Vorlage vorgebracht, die ſich einfach 
auf einen Beſchluß des Reichstages beruft. Sehen wir uns nun einmal die 
Erfahrungen der Länder an, die Staatspapiergeld ausgegeben haben. Die 
inanzen von Nordamerika ſind noch heute, lange nach dem Schluß des 
ürgerkrieges, in Unordnung, weil fein Papiergeld von Tag zu Tag, von 
Woche zu Woche um Procente ſchwankt. In Frankreich dagegen ſtehen 
trotz feiner furchtbaren Niederlage, trotz Contribution und Suspenſion der 
Bankacte, Banknoten al pari und in Berlin ſogar mit Agio. Hätte Frank⸗ 
reich Papiergeld ausgegeben, ſo würde es jetzt ein ſinanzielles Sodom und 
Gomorrha ſein. In England befand man ſich von 1809 bis 1825 in 
einem Nothſtande, die Bankacte war ſuspendirt, aber es wurde kein Papier⸗ 
geld emittirt, Englands Geldverhältniſſe und Währung blieben rein und die 
teigerung der Preiſe wurde vermieden. ( 
Staaten: zwar hat uns Herr Camphauſen geſagt, die kleinen Staaten wür⸗ 
den ihr Papiergeld aus ihrem Antheil an der Kriegsentſchädigung einlöfen. 
Aber die Vorlage giebt dem Andrängen der Einzelſtaaten nach, das Reich 
ſoll 1 5 ſie ſelbſt wollen nur zu einem ganz kleinen Theil dazu beitra⸗ 
en, d. h. die 
apiergeld ausgegeben haben. Iſt das ein Zeichen von Zahlungspotenz oder 
ein Zeichen, daß dieſen Staaten geholfen werden muß? Dieſelbe Anſicht von 
der Schädlichkeit des Staatspapiergeldes theilt der deutſche Handelstag, die 
Vertretung ſämmtlicher deutſcher Handelskammern, der bleibende Ausſchuß 
des erſteren, der feine Eingabe an den Reichskanzler im Namen ſämmtlicher 
Handelskammern in dieſem Sinne gefaßt hat, endlich unſer College Dr. 
Bamberger, den ich als die Seele des Papiergeldbeſchluſſes vom v. J. be⸗ 
trachte. (Heiterkeit. ) 5 : N 
Ueber den § 18 des Münzgeſetzes iſt auch nicht etwa der Bundesrath 
nach mehrmaligen Sitzungen ſchlüſſig geworden, er hat ihn auch nicht bean⸗ 
tragt, der Reichstag hat ihn auch nicht, wie es bei einem Geſetze fein ſollte, 
in dreimaliger Leſung discutirt; ſondern in elfter Stunde, in der drittletzten 
Sitzung der dreijährigen Legislaturperiode, wurde ein Antrag aus der Mitte 
des Hauſes gebracht, daß für die Einziehung des Papiergeldes Reichskaſſen⸗ 
ſcheine ausgegeben werden ſollen. Der Abg. Bamberger war wenig von ihm 
erbaut, acceptirte ihn aber, um das Münzgeſetz im Ganzen vor ſchmählichem 
Untergang zu retten, weil er wußte, daß der Bundesrath einen entſcheiden⸗ 
den Werth auf dieſe Beſtimmung 1090 ohne ſich jedoch bis dahin über ihren 
Inhalt verſtändigt zu haben. Der Abg. Bamberger war damals wohl zu 
ängftlih. War doch das Münzgeſetz an anderen und ſchlimmeren Klippen 
nich geſcheitert, nicht an dem 30⸗, dem 2% ⸗Marlſtück, dem Prägungsrecht 
der Privaten. Und fo erhielt es in § 18 ein Anhängſel, wodurch es in fa⸗ 
taler Weife entſtellt wird: das Münzgeſetz, das die Goldwährung einführt, 
ſchließt mit der Ausgabe von Papiergeld. Faſt ſcheint es, als könne der 
Reichstag kein Geſetz machen, das ſeinen Gedanken rein zum Ausdruck bringt. 
Hoffentlich wird ein ſpäterer Beſchluß des Reichstags jenen Schlußparagra⸗ 
phen unſchädlich machen. Dieſe Hoffnung ſtützt ſich auch darauf, daß das 


wurde und daß als Commiſſar der Regierungen der Herr Geheime Rath 
Michaelis fungirte. Die beiden Herren ſind unter den hervorragendſten, wenn 
nicht die hervorragendſten deutſchen Nationalökonomen, die, wenn fie carte blanche 
gehabt, nicht darangedacht hätten, das Reich mit Papiergeld zu beglücken. Dieſe 

freiheit hatten fie nicht, wie die Erklärung beweiſt, daß die Vorlage auf einem 
ompromiß beruht. Veranlaßt iſt derſelbe durch die Einzelſtaaten, die Papiergeld 


ausgegeben haben und die wirthſchaftliche Anſicht des preußiſchen Finanzmini⸗ 


* 
{ 


en Das Papiergeld der Einzelſtaaten aus der Welt zu ſchaf⸗ 

en, iſt ein desiderium des Reiches, nicht der Einzelſtaaten, daher das Reich 

alles thun muß, um ihnen dieſe Maßregel zu erleichtern. 5 
Die Vorlage erſtrebt dies auch, aber ſie löſt ein Uebel gegen das andere 


ab, das eben in groß it: das laſterhaft ſchmutzige, klebrige Papiergeld der 


wieder zu erſcheinen. 


| 


Einzelſtaaten perſchwindet, um in dem ſauberen Kleide des Reichspapiergeldes 
Wenn es aber vom Uebel iſt, ſo ſoll das Uebel mit 
der Wurzel ausgerottet werden, wozu das Reich Mittel genug hat, eventuell 
deutſchen Capital in hohem Grade. Wie früher nach Amerika, jo liebt man 
es jetzt nach Rußland zu tragen, um die ruſſiſchen Kaſſen flüſſig zu machen. 


muß es eine Anleihe dafür aufnehmen. Eine ſolche Amte, ye 1055 dem 


Eine Aprocentige Reichsanleihe von 40 Millionen wäre ein Tropfen auf einen 


heißen Stein und würde zu pari genommen werden. Solche Anleihen find 
ein Bedürfniß, ſonſt drängen wir unſer Capital ins Ausland oder verleiten 
ed zur Speculation. Die Franzoſen haben eine große conſervative Eigen⸗ 
ſchaft: fie halten Alles für gut, was franzöſiſch iſt; daher bleibt ihr Capital 


im Lande, und ſo haben ſie bei der bewundernswerthen Leitung ihrer Finanzen 


und ihrer Bank die ice Je Saft der letzten Jahre tragen können. Damit 
unſer Volk ſich ähnliche Principien aneigne, dürfen wir ihm nicht Papiergeld 
geben, weil es einmal in der ſchlechten Gewohnheit iſt, Papiergeld bei ſich 
zu führen und ohne daſſelbe nicht mehr fertig werden zu können glaubt. Wir 


müſſen dieſe Gewohnheit ausrotten. Bei Einführung einer neuen Währung 


muß mit früheren Gewohnheiten radical gebrochen werden, Bu wird ſie 
nicht ſo eingeführt, wie ſie es verdient und man verfällt auf Irrthümer, wie 
derjenige iſt, der uns hier zu dem Papiergeldgeſetz Veranlaſſung gegeben hat. 
Papiergeld & 5, 10, 25 Mark iſt keineswegs eine Bequemlichkeit für das 
Publikum und eine Wohlthat für den Verkehr. Der Herr Finanzminiſter 
hal zwar geſagt, man werde nach ſeinen 40 Millionen Reichspapiergeld alle 
Finger ausſtrecken und dem iſt zugeſtimmt worden. Wenn man ſich an die 
e der Nation wendet, findet man in der Regel Anklang. 

enn wir Banknoten von mindeſtens 100 Mark haben, ſo kann man ohne 


| ae mit einem Portefeuille, das 3—4000 Mark enthält, mit einigen 


culegux Und einem Portemonnaie für Goldmünzen von 20, 10 und 5 Mark, 
mi einer Handvoll Silber⸗ und Nickelmünzen in der Taſche, ſehr bequem 


Taſchen und holt nach und nach 


des Volkes mit Umſatzmitteln wirkt ſicher erheblich auf die Preiſe; wenn wir 


Sehen wir dagegen die deutſchen 


Staaten, die im größten, faſt un verantwortlichen Maßſtabe zu erledigen. Es handelt ſich zunächſt darum, daß die 


einige Monate in Deutſchland herumreiſen. (Der Redner greift in ſeine rung des Bankweſens von Seiten Preußens irgend welcher Einfluß geübt 
) U unter großer Heiterkeit des Hauſes die werde, mögen Sie nun dieſes Geſetz annehmen oder nicht. Im vorigen 
ganze Garnitur hervor, die er zu ſeiner Beweisführung braucht.) Ich will] Jahre Jen ich dem Reichstage mitgetheilt, daß ich noch völlig außer Stande 
effectiv lieber Silberthaler in der Taſche haben, als dieſe ſchmutzigen Kaſſen⸗ ſei, auch nur zu ahnen, was die Wünſche der verſchiedenen Regierungen der 
ſcheine. (Sehr wahr! ER preußiſchen Particularſtaaten in Betreff der Bankfrage ſeien. Heute bin ich 
Der preußiſche Finanzminiſter berechnet, daß 40 Millionen unverzinsliches in Bezu auf dieſen Punkt genau in derſelben Lage, weil noch keine einzige 
Papiergeld bei 5 Procent 2,000,000, bei 4 Procent 1,600,000 Thlr. Zins⸗ deutſche Regierung bis jetzt für gut befunden hat, ihre Anſichten und Wünſche 
erſparniß bringe. Letztere Summe macht nur auf den Kopf der Bevölkerung in dieſer Frage zur Kennkniß zu bringen. Aber ich gab damals zugleich 
mein Verſprechen, ſobald die Contributionsfrage in Frankreich gelöſt ſein 
werde, das Meine zur Regulirung der Bankfrage zu thun, und ich kan 
heute dies Verſprechen dahin wiederholen, daß ſoweit dies zu bewirken in 
meinen Kräften ſteht, die 1 7 9 in der nächſten bevorſtehenden Herbſt⸗ 
ſeſſion zur Erörterung kommen ſoll. Und, meine Herren, Sie mögen von 
dem Finanzminiſter in Bezug auf ſeine Befähigung denken, was ſie wollen, 
ſein Verſprechen hat er bisher noch nicht gebrochen. Freilich nehme ich damit 
0 daß keineswegs zugleich an, daß die Banlfrage in der nächſten Seſſion ſofort 
dieſelben mit e zahlt. (Große Heiterkeit.) Dies wollte ich über das regulirt werden wird. Der Gegenſtand umfaßt fo viele wichtige Intereſſen, 
Princip Tagen: un iſt freilich demſelben präjudieirt durch den Beſchluß des daß es nicht geftattet ift, ihn mit einer Oberflächlichkeit, die ich bisher in 
Bundesraths und Reichstags über Art. 18 des Münzgeſetzes. Aber es ſteht derartigen Erörterungen noch immer wahrgenommen habe, in Angriff zu 
auch anderes im Münzgeſez, was noch nicht ausgeführt iſt. So find z. B. nehmen; ſondern er wird ein eingehendes Studium der beſtehenden that⸗ 
noch keine goldenen Fünfmarkſtücke geprägt. Wenn wir das Papiergeld ver⸗ ſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe und eine eingehende Speculation über 
werfen, werden fie 5 ſchon geprägt werden und das Papiergeld treff⸗ das erfordern, was Deutſchland in dieſer Hinſicht am meiſten zuträg⸗ 
lichſt erſetzen. Ich will das Papiergeld der Einzelſtaaten aus dem Verkehr lich iſt. 0 ; 5 : 
herausziehen, aber kein neues ſchaffen. In England, wo kein Papiergeld ijt,|, Ich möchte alſo nicht die Garantie übernehmen, daß es gelingen könnte, 
find an Banknoten 160 Millionen Thaler in Umlauf, in Deutſchland dagegen in einer einzigen Seſſion dieſe jo wichtigen und ſchwierigen Verhältniſſe zu 
an Papiergeld und Banknoten gegen 500 Millionen. In England ſteht das ordnen. Schon im vorigen Sommer habe ich den Antrag geſtellt, doch wer 
Volk auf einer wirthſchaftlich 1 Bildung, denn je weniger baares Geld nigſtens einmal alle die Statuten der verſchiedenen Banken in Deutſchland 
oder Geldzeichen eine Nation gebraucht, deſto höher ſteht ihr Creditweſen; in zuſammenzuſtellen und jo das Material zu verſchaffen, die Verſchiedenheiten 
Deutſchland iſt es weniger ausgebildet, am wenigſten, wie die Ausführungen im Entwickelungsgange dieſer Inſtitute zu prüfen. Dieſem Wunſche hat 
des früheren Collegen Dr. Mohl beweiſen, in beten Man zahlt ftatt man bereitwilligſt ſeitens des Reichskanzleramte) e ſgrochen und es iſt vor 
mit Anweiſungen, Cheks, Wechſeln ꝛc. nur mit baarem Gelde. einigen Monaten ein dicker Folioband vertheilt worden, welcher alle dieſe 
Neben jenen eben genannten 500 Millionen find noch 1,0 21,000,000 Mark] Statutenbeſtimmungen enthält. Ich will hieraus in aller Kürze nur Folgen⸗ 
an Reichsgoldmünzen in den Verkehr gegeben, dagegen zurückgezogen nur des erwähnen: Wir haben in Bezug auf das Bankweſen in unlerem deutſchen 
7,7000 Thlr. in Gold und 22,000,000 Thlr. in Silber. Von dem Silber] Reiche die merkwürdigſten Gegenſäße. In Baiern beſteht 1 Zeit noch eine 
find auch ſchon wieder 12,000,000 Mark ausgeprägt. Dieſe Ueberſchwemmung Bank mit einem excluſiven Pripilegium auf Grund eines Geſetzes vom Jahre 
1834 und mit einer ganz beſchränkten Befugniß der Notenausgabe, die ur⸗ 
ſprünglich auf 8 Millionen Gulden feſtgeſetzt, erſt im Jahre 1866 auf 
12 Millionen Gulden, alſo noch nicht 7 Millionen Thaler erhöht worden iſt. 
Wenden Sie ſich von Baiern an unſeren Nachbarſtaat, das Königreich Sachſen, 
halte ich für wichtig und werde deshalb noch beantragen, daß der Reichstag | To finden Sie, daß man dort, außer mehreren anderen Banken, zwei Bank⸗ 
ih mit dem in der Vorlage proponirten Maßſtabe einverſtanden erkläre. Inſtitute mit dem Pripilegium einer unbegrenzten Notenausgabe ver⸗ 
Aber ich kann nicht zuſtimmen, zwenn das Reichspapiergeſetz von dem Bank⸗ jeben. (Hört!) Und Sie finden als thatſächlichen Zuſtand, daß von dieſem 
notenweſen getrennt wird, und ich werde deshalb ferner beantragen, daß der Recht ſeitens zweier dieſer Banken nach der letzten Ueberſicht vom Ende 
Beſchluß über dieſes Geſetz vertagt werde, bis uns ein Banknotengeſetz vor⸗ Februar d. J. in einem außerordentlich ausgedehnten Umfange Gebrauch 
gelegt wird. Zu dieſem Zwecke kann ich nach den Beſtimmungen der Ge⸗ gemacht worden iſt. Der Vorredner hat das Verhältniß fo dargeſtellt, als 
ſchäftsordnung leider nur beantragen, Paragraph ia Paragraph abzulehnen. wenn es in ganz Deutſchland hauptſächlich nur preußiſche Noten gäbe. Nun, 
Der Antragſteller des Art. 18 des Münzgeſetzes hat am 23. Juni 1873 die meine Herren, nach dem Rechnungsausweis von ultimo Februar d. J. hatte 
Zuſammengehörigkeit beider Geſetzentwürfe ſelbſt anerkannt, und die damalige die 
Antwort des Präſidenten des Reichskanzleramtes ſtimmt darin zu. Freilich Th 
iſt dte Löſung der Banknotenfrage nicht leicht. Die Löſung kann freilich in 
der nächſten Seſſion getroffen werden; der Ablauf der Friſt am 31. Decem⸗ 
ber 1874, bis zu welcher die Verlängerung des Banknotengeſetzes von 1869 
nur geht, treibt ſogar zu einer Löſung. Aber um einen Vorſchlag des preu⸗ 
ßiſchen Finanzminiſters auf nochmalige Verlängerung zu verhindern, bietet 
das Noe pen die beſte Handhabe; wenn wir das letztere verwerfen, 
wird der preußiſche Finanzminiſter ſein Beſtes thun, das Baͤnkgeſetz im Herbſt 
\ b h reußiſche Bank in 
eine Centralbank für das Reich umgewandelt werde, für de erweiterten Ge⸗ 
rechtſame kann ihr vielleicht die Verpflichtung auferlegt werden, das Papier⸗ 
geld der Einzelſtaaten einzulöſen. 

„Die preußiſche Bank hat ſchon jetzt in den norddeutſchen Staaten ihre 
Filialen, ſie will ihre, für Handel und Verkehr ſegensreiche Thätigkeit jetzt 
auch auf Süddeutſchland ausdehnen. Es iſt aber nicht] gleichgültig, ob die 
Ueberſchüſſe in den preußiſchen Stagtsſchatz fließen oder in den des Reichs. 
Die preußiſche Bank lebt weſentlich von Deutſchland, wo die ſtaatlichen 
Grenzen en keine wirthſchaftlichen find. Im vorigen Jahre hat fie 
1,770,000 Thlr. Reingewinn dem preußiſchen Staat gebracht, in dieſem 
Jahre bringt ſie mehr als 3 Millionen, was ein Capital von 85 Millionen 
Thalern repräſentirt. e muß Preußen aufgeben. Ich 
weiß, meine Freunde im Reichstage theilen meine Anſicht nicht, ſie ſtellen 
ſich auf den Standpunkt des noblesse oblige, und 5 dem Geſetze heil: 
das Reich kann ſich ſchon einmal eine kleine Thorheit erlauben. Ich will 
dieſelbe ſegnen, wenn ſie uns das Bankgeſetz bringt, aber der preußiſche 
Jinanzminiſter betont ſtets die demſelben im Wege ſtehenden coloſſalen 
Schwierigkeiten, und es iſt zu befürchten, daß dieſelben im September noch 
beſtehen werden, 105 wir alſo noch lange auf das Geſetz würden warten 
müſſen. Die 40 Millionen würden übrigens, in Drei⸗Markſcheinen ausge⸗ 

eben, kaum einen Schein pro Kopf ergeben; da aber 5⸗, 25⸗ und 50⸗Mark⸗ 

cheine hergeſtellt werden ſollem, können fie ſchon ihrer Seltenheit wegen 
keinem Bedürfniß abhelfen. Der Hinweis der Motive, daß die 40 Millionen 
Papiergeld nur mit dem Baarbetrag des Kriegsſchatzes balaneiren, bedeutet 
nichts. Soll denn etwa im Kriegsfall der Kriegsſchatz das Reichs⸗Papiergeld 
einlöſen? Im Sinne dieſer meiner Ausführungen bitte ich Sie, den Weg 
des Staats⸗Papiergeldes nicht zu betreten; es iſt ein Laſter und bleibt ein 
Laſter, wenngleich Sie ihm ein neues Kleid anhängen und: 


1 Nickel und 2 Pfennige. Die Rechnung iſt aber außerdem falſch für einen 
Finanzminiſter, der nicht wie ein Kaufmann nur die Füllung ſeiner Kaſſe zu 
berückſichtigen hat. Eine gute 1 hat die Wohlfahrt des 
Landes zu bedenken und dieſelbe wird mehr gefördert durch Zahlung von 
4 Procent für eine Anleihe, als durch Emiſſion von Reichs⸗Papiergeld. Ein 
Finanzminister ſoll die es heben und nicht derjenige iſt der beſte, 
welcher jährlich die größten Ueberſchüſſe aufzuweiſen hat, ſondern derjenige, 
welcher die Steuerkraft des Volkes jo hebt, daß es troz zunehmender Steuern 


hier nicht Einhalt thun, werden wir noch unerträglichen Zuſtänden entgegen⸗ 
gehen. Dieſe wichtigen Fragen find in den Motiven gar nicht berührt. Daß 
das Reich den Einzelſtaaten bei Einziehung ihres Papiergeldes behiflich ſei, 


Preußiſche Bank in Circulation einen Notenbeſtand von 295 Millionen 
aler lich laſſe die Tauſende weg), und einen Baarbeſtand von 250 Mil⸗ 
lionen und belief ſich ſomit der Beſtand der in Ciculation befindlichen un⸗ 
gedeckten preußiſchen Banknoten auf 45% Millionen Thaler. 

Wie aber war dies Verhältniß gleichzeitig im Königreich Sachſen? Am 
ultimo Februar befanden ſich im Königreich 1 Banknoten in Circula⸗ 
tion: 37 Millionen Thaler. Für dieſe war eine Baardeckung vorhanden von 
16 Millionen, es waren alſo ungedeckte Noten in Circulation von 21 Millig⸗ 
nen. (Hört!) Stimmt das etwa mit der Angabe des Vorredners, wir hät⸗ 
ten es in Deutſchland nur mit preußiſchen Noten zu thun? Zu derſelben 
Zeit waren im Königreich Würtemberg in Circulation 8,240,000 und davon 
durch Bgardeckung gedeckt 3,599,000; es waren mithin ungedeckte Noten in 
Circulation 5,641,000, alſo relativ erheblich höher als in Preußen. Im 
Großherzogthum Baden waren zu derſelben Zeit in Circulation 13,697,000 
Noten, davon durch Baar gedeckt: 6,991,000; mithin ungedeckte Noten in 
Circulation 6,706,000, im Vergleich zu Preußen ein außerordentlich hoher 
Satz. Schon dieſe kurzen Angaben werden ein Fingerzeig dafür ſein, daß, 
wenn wir an die Regulirung der Notenfrage gehen, das ſo einfach und leicht 
nicht vollführt werden kann, wie es etwa der Vorredner meint. Aus dieſer 
Bemerkung bitte ich andererſeits aber nicht den Schluß ziehen zu wollen, als 
ob ich es für unmöglich hielte, dieſe Frage zu einem erwünſchten Endreſul⸗ 
tate zu bringen. Das iſt durchaus nicht der Fall. Im Kopf iſt mein Plan 
längſt fertig. Ich habe ſchließlich noch einen Punkt hervorzuheben. Es iſt 
uns entgegengehalten worden: Wie kommt es, daß, während das Bedürfniß 
vorliegt, das Papiergeld zu vermindern, durch dies Geſetz einigen Staaten, 
die Papiergeld bisher nicht ausgegeben haben, ein Antheil zugewieſen wird, 
und daß einem Staate, der Papiergeld ausgegeben hatte, ein höherer Antheil 
zugewieſen wird, als zur bloßen Einziehung dieſes Papiergeldes hinreicht? 
Dieſe Frage hat den Gegenſtand eingehender Erwägungen gebildet. i 

Die verbündeten Regierungen gehen von der Anſchauung aus, daß bei 
der Creirung von Reichspapiergeld das Reich eine unverzinsliche Schuld con⸗ 
trahirt, daß dieſe unverzinsliche Schuld alle Glieder des Reiches trifft; daß, 
wenn ſpäter beliebt werden ſollte, dieſe unverzinsliche Schuld in eine verzins⸗ 
liche umzuwandeln, ſämmtliche Mitglieder des Reiches nach Maßgabe der 
Matrikularbeiträge verpflichtet ſein würden, für dieſen Capitalbetrag aufzu⸗ 
kommen, und daß es in der That die Gerechtigkeit verletzen hieße, wenn man 
denjenigen Staaten, die bisher Papiergeld nicht ausgegeben, zumuthen wollte, 

i die Garantie für die unverzinsliche Schuld mit zu übernehmen, ohne daß 
Des Laſters Weg iſt anfangs zwar, ein breiter Weg auf Auen, man ihnen den natürlichen Antheil an dieſer unverzinslichen Schuld zur Dis⸗ 

Allein ſein Fortgang bringt Gefahr, fein Ende Nacht und Grauen. poſition ſtellt. Mir ſcheint dies ein unbeſtreitbarer Rechtsſatz zu fein. Es 
(Große Heiterkeit und Beifall.) ‚ käme ferner in Betracht, daß, wenn man auch nicht ſo weit gehen will, wie 

Bundesbevollmächtigter Staatsminiſter Camphauſen: Daß die Anſicht der Vorredner, von einem „laſterhaften“ Verhalten zu reden (Heiterkeit), 
des Vorredners eine ganz aufrichtige ſei, bezweifle ich nicht; ich bedauere nur, man a babe doch anerkennen muß daß diejenigen Staaten, die ſich bisher 
daß fie nicht zugleich auch eine richtige iſt. (Heiterkeit.) Auch daß er ohne berſagt haben, zu dem Mittel des Papiergeldes zu greifen, doch wenigstens 
allen Rückhalt ſprach, kann ich ihm atteſtiren. Mir perſönlich find noch nie: nichts Be de was nicht lobenswerth wäre und es doch in der That 
mals in meinem parlamentariſchen Leben in ſolcher Weiſe bittere Dinge geſagt hieße, Nie dafür, daß fie kein Papiergeld ausgegeben, zu beſtrafen, wenn man 
worden, als er zu ſagen für gut gefunden hat: eigentlich verſtände ich mein ihnen die Mittel zur Uebernahme der Garantie für die neue Schuld nicht in 
Amt nicht und die Zukunft werde ſchon lehren, daß es für ihn nicht darauf gleichem Maße gewähren wollte. Was Preußen betrifft, ſo bringe ich hier 
ankomme, große Ueberſchüſſe aufzuweiſen, ſondern die Nation daran zu ge⸗ peciell preußiſche Intereſſen immer nur ungern zur Sprache. Ich bin der 
wöhnen, daß ſie mit Vergnügen hohe Steuern zahle. Die letztere Aufgabe Meinung, daß das preußiſche Ministerium ſtets die Geſammtintereſſen ins 
werde ich nie löſen (Heiterkeit); dazu kenne ich die Menſchen zu gut und Auge zu faſſen und ſich wohl zu hüten hat, irgend unbillige Forderungen 
weiß, daß ſie gern möglichſt wenig Steuern zahlen. Nachdem der Reichstag für ſich in Anſpruch zu nehmen. Der preußiſche Staat nun hat im Jahre 
ſich für die Creirung von Staatspapiergeld entſchieden hat und ein Reichs⸗ 1856 ſich dazu herbeigelaſſen, fein damals nur mäßiges Papiergeld um den 
geſetz vorliegt, dag dieſe Creirung ausspricht, erſchien mir eben gehörte Rede Betrag von 15,000,000 Thlr. zu verringern, dieſen Vetrag zu erſetzen durch 
als moutarde apres le diner. Als im vorigen Jahre die vorliegende Frage eine verzinsliche Schuld, durch eine 4/procentige Anleihe. 

im Bundesrathe zur Sprache kam, herrſchte faſt Einſtimmigkeit über die Bei⸗ Er hat damals mit der königlichen Preußiſchen Hauptbank ein Abkommen 
behaltung des Papiergeldes. Insbeſondere wurde damals von der königlich] getroffen, wonach der Preußiſche Staat unmittelbar 5,000,000 Thlr. von 
ſächfiſchen Regierung hervorgehoben, daß nach der Entwickelung der Verkehrs⸗ dieſer Anleihe aus ſeinen Mitteln zu verzinjen hatte und Preußen hat ſomit 
perhältniſſe in Sachſen man ſich eigentlich den Zuſtand einer gänzlichen Ent: dieſe Summe gegenwärtig mit 225,000 Thlr. zu verzinſen. Nach dem Ab⸗ 
behrung des Papiergeldes gar nicht denken könne. Ich ſelbſt habe damals kommen hat ferner der Staat die Verpflichtung für 10,000,000 Thaler die 
meine perſönliche Ueberzeugung dahin ausgeſprochen, daß das Staatspapiergeld Summe von 450,000 Thlr. zur Verzinſung und die Summe von 100,000 
verſchwinden müſſe und daß an die Stelle davon bis zu einer gewiſſen Höhe] Thaler zur Tilgung zu zahlen, bis das ganze Verhältniß abgewickelt fein 
ein Reichspapiergeld treten müſſe. Vom preußiſchen Standpunkte aus hätte wird, was nach den abgeſchloſſenen Verträgen im Jahre 1925 der Fall jein 
ich den Beſchluß, auf alles Papiergeld durchaus zu perzichten, zuletzt ver⸗ wird. Für dieſe Zahlungen der Bank iſt der preußiſche Staat nicht unmittel⸗ 
tragen können, für richtig und verſtändig aber hätte ich einen ſolchen Beſchluß bar verhaftet. Dieſe Zahlungen fallen zur Hälfte den Actionairen zur Laſt, 
mic gehalten. Es iſt nicht die Impotenz der Staaten, ihre Aufgabe zu er⸗ denen ihr Gewinnantheil dadurch verringert wird, fie fallen aber zur anderen 
füllen, die in Deutſchland bei den größten Staaten die Creirung von Papier⸗ Hälfte dem Staate zur Laft, deſſen Gewinnantheil um dieſen Betrag eben: 
geld hervorgerufen hat, und ein Reichspapiergeld innerhalb mäßiger Schranken ſalls verringert wird. Der preußiſche Staat hat in dieſem Augenblicke für 
würde nicht eine Verkehrtheit, ſondern ein ſehr zweckmäßiges Mittel fein, die die i Malen des durch eine verzinsliche Staatsſchuld erſetzten unverzins⸗ 
Koſten der Geldeirculation zu Gunſten des Gemeinweſens zu vermindern lichen Papiergeldes mittelbar und unmittelbar Jahr für Jahr 500,000 Thlr. 
und nebenbei manchen Gewöhnungen des Publikums, die ich nicht mit dem zu zahlen und er wird, wenn dieſer Geſetzentwurf angenommen it, nur einen 
harten Ausdruck: ſchlechte Eigenſchaften als unbedingt verwerflich bezeichne, kleinen Theil der Laſt loswerden, wenn er die überſchießende Summe dazu 
gerecht zu werden. g verwendet, um ſich dieſer älteren Verpflichtung zu entledigen. Meine Aus⸗ 

Der Wunſch, die Papiergeldfrage noch in dieſer extraordinären Geffion | einanderſetzung iſt länger ausgefallen, als es meine Abſicht war. Aber der 
zu löſen, iſt nicht von Preußen, ſondern von anderer Seite angeregt worden. Gegenſtand iſt fo umfaſſend, daß meine Lebhafte bei Ihnen vielleicht eine 
Sollte der Reichstag, wie es der Vorredner wünſchte, beſchließen, die Fra ge nachſichtige Beurtheilung finden wird. (Lebhafter Beifall. j 
zu vertagen, ſo werde ich zwar für meine Pflicht halten, im Intereſſe der Abgeordneter Günther: Die Einziehung des Staatspapiergeldes und 
Geſammtheit dieſe Auffaſſung zu bekämpfen; im preußiſchen Intereſſe aber | die Erſetzung deſſelben durch Reichspapiergeld ſtieß ſchon beim Munzgeſetz 
thue ich das keineswegs. Auch das iſt ein Irrthum, daß auf die Reguli⸗ auf Schwierigkeiten, beſonders konnte man keinen einigermaßen acceptablen 
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nicht jo in den Vordergrund der Debatte gejtellt hätte. Die Verbindung des 
Bankgeſetzes mit der Vorlage über die Reichskaſſenſcheine iſt eine müßige, als 
wir nothgedrungen in die Berathung der Vorlage gehen müſſen, auch wenn 
das Bankgeſetz nicht vorgelegt wird. Ich leugne deswegen aber nicht den 
92955 e e e beiden Vorlagen. Nach den Erklärungen, die wir 
e 
15 


ört haben, iſt die Trennung beider Geſetzesmaterien vielleicht eine über⸗ 
upt nicht einſchneidendere, als der ge eg es mit ſich bringt. Als 
wir 1871 zum erſten Male das Geſetz wegen Ausprägung der Reichsgold⸗ 
münzen behandelten, wurde uns geſagt, daß dieſes Geſetz doch ganz eng 
uſammenhänge mit einer Münzreform. Nun, wir haben uns gut dabei be⸗ 
ten daß wir dieſe Materien getrennt haben. Ich bedaure deshalb nicht, 
daß wir heute wieder vor der Staatspapiergeldfrage allein ſtehen. bin 
nicht in der Lage, eine Verbindung dieſer Frage mit der Bankfrage zu for⸗ 
dern, noch 1 nach der Erklärung vom Miniſtertiſche und nach dem Be⸗ 
ſcheide auf die Reſolution über die Bankgeſetzgebung, wo ganz ausdrücklich in 
unſere Hände actenmäßig die Erklärung niedergelegt iſt, daß in der nächſten 
Seſſion ein Bankgeſetz vorgelegt werden ſolle. 

Practiſch können wir unmöglich mehr verlangen als dies und wenn der 
preußiſche Finanzminiſter uns nur verbriefen will, daß wir in nächſter Seſſien 
die Frage zur Erörterung haben, nicht daß wir ſie löſen, ſo hat er im Grunde 
nichts anderes gethan, als was er nicht laſſen kann. Er kaun ſich ja un⸗ 
möglich dafür verbürgen, daß wir gemeinſam die Frage löſen werden. Er 
hat vielleicht mit dieſer Wendung mehr Skepſis in den ll geworfen 
als mir lieb und als nothwendig iſt. Er hat damit dem Verdachte des Ab⸗ 
geordneten Mosle, daß es ihm nicht ſehr eile mit den Geſammtmaßregeln 
die Preußen in einen gewiſſen Intereſſenconflict mit dem Reiche bringen 
könnten, mehr Nahrung gegeben, als ihn widerlegt. Der Herr Finanzminiſter, 
glaube ich, hatte Unrecht, ſich über des Uebermaß von Kritik zu beschweren, 

welches der Abgeordnete Mosle gegen ihn geübt hatte. Ich bin weit ent⸗ 
fernt, Alles zu unterſchreiben, was mein Freund Mosle geſagt hat, aber ich 
glaube, es iſt ein ſtarker Ausdruck, zu ſagen, daß in der parlamentariſchen 
triere ein ſolcher Tadel ihm noch nicht vorgekommen ſei. Das beweiſt 
mir nur, daß der Herr Finanzminiſter bisher eine ſehr dornenloſe und glück⸗ 
liche miniſterielle Carriere Hinter ſich hat. (Heiterfeit.) Er hat uns darauf 
aufmerkſam gemacht, daß er das Seinige gethan habe, der künftigen Löſung 
der Bankgeſetzgebung vorzuarbeiten. Ich bezweifle das gar nicht. Er hat ſi 
dabei auf eine Zuſammenſtellung der Bankſtatuten berufen, welche unter 
feinen Auſpizien angeordnet worden iſt. Dieſe Zuſammenſtellung iſt ein 
ſehr dickleibiger Band, aber kaum mehr als Buchbinderarbeit; es ſind die 
Statuten ſämmtlicher deutſchen Banken in ein Fascikel zuſammengebunden. 
Ich fühle mich nicht berufen, das Actenſtück zu kritiſiren; ich wollte nur, 
weil man ſich darauf geſtützt hat, um zu ſagen, wie viel zur Verbreitung 
der Bankfrage geſchehen ſei, bemerken, daß ich dieſe Vorarbeit als ſolche für 
eine Meine een halte. Ri 
eine Herren, was nun die Frage der Ausgabe von Reichspapiergeld 
anbetrifft, ſo ſtehe ich in dieſer Frage dem preußiſchen Herrn Finanzminiſter 
viel näher, als dem Abg. Mosle. Ich hatte niemals aus mir dem deutſchen 
Reiche die e zu repräſentiren gewagt, es möge pure et simplieiter 
die Initiative zum Reichspapiergeld ergreifen. Ich glaube auch, das deutſche 
Reich würde, wenn es wie Minerva aus dem väterlichen Haupte voll und 
fertig entſprungen wäre, ſelbſt niemals den Gedanken gehabt haben, Papier⸗ 
eld zu machen. Aber, meine Herren, wir befinden uns vor fertigen That⸗ 
ſachen. Wir haben auf der einen Seite die finanzielle Laſt, welche auf den 
einzelnen Staaten ruht, wenn wir ihnen den Zwang auferlegen, einfach und 
Hohne Gegenwehr ihr Staatspapier einzuziehen; wir haben auf der anderen 
Seite die Gewohnheit unſeres Volkes, ſich auch des kleinen Papiers zu be⸗ 
dienen. Ich habe aber noch einen zweiten Grund für die Nothwendigkeit 
des Geſetzes. Wir e Banken zwar verpflichtet, ihre Noten auf 100 
Mark 10 erhöhen, aber wir haben ihnen in den Spielraum ihrer bisherigen 
Thätigkeit keine Schranken gezogen. Im Staatspapiergeld haben wir tabula 
rasa gemacht. Wir haben einfach gejagt: es muß am 1. Januar 1876 ein⸗ 
gezogen ſein. Nun iſt ja gar nicht mit Sicherheit zu verbürgen, daß wir 
uns bis dahin über ein Bankgeſetz einigen werden. Was geſchähe nun, 
wenn wir uns nicht einigen und das Staatspapiergeld aufheben? Kleine 
Noten werden die Banken gar nicht mehr ausgeben, die größeren, die 100⸗ 
Marknoten aber würden durch die Einziehung des Staatspapiergeldes ber: 
mehrt werden. Die Banken würden durch Mehr⸗Emiſſion von Banknoten 
auf Koſten des Reiches ſich bereichern. Im Uebrigen, meine Herren, fo ſehr 
ich auf eine gute Geldwirthſchaft halte und auf ein geſundes Umlaufsſyſtem 
{ ehe, zu dem Fanatismus eines Metalltemperanzlers bringe ich es nicht. 
ie Leute, welche glauben, daß man abſolut nichts machen dürfe als Metall, 
gehören zu denjenigen, welche nicht mit Principien zu wirthſchaften ver⸗ 
11 : gel man auch das beſte Princip todt machen kann, wenn man es 
übertreibt. 
Dias Staatspapiergeld in der Quantität, wie ich es für das deutſche Reich 
wäülülnſche, iſt eigentlich nur ein Syſtem von Cheks, von Anweiſungen, welche 
zwiſchen dem Staate und dem Steuerpflichtigen umherlaufen. Dieſes Geld, 
welches der Steuerzahler heute dem Staat bezahlt, der Staat morgen dem 
Steuerzahler zurückgiebt, braucht nicht mehr Gold zu ſein, als die Cheks, die 
jeden Abend in a e London zwiſchen den einzelnen Bankiers 
ausgetauſcht werden. M. H., ich kann einfach exemplificiren auf die Scheide⸗ 
münze; wir haben Scheidemünzen von Silber ſehr ſtark unterwerthig geprägt 
in der Ueberzeugung, daß, wenn einmal unſere Handelsbilanz zum Ausland 
in Gefahr kommen ſollte, dieſe unterwerthigen Scheidemünzen nicht für voll⸗ 
werthig gelten könnten, ſo wenig wie das Papier. Wir haben uns aber 
dabei vollkommen beruhigt, weil wir wiſſen, daß der Beruf dieſer Scheide⸗ 
münzen nur der iſt, innerhalb der ſtets im Lande ſich bewegenden Verkehrs⸗ 
wege zu circuliren und daß fie in das Ausland, wo es gilt, Farbe zu be 
kennen, nicht gelangen. Aus demſelben Grunde iſt auch eine mäßige Summe 
von Staatspapiergeld nicht ſchädlich. Die Staaten machen übrigens Papier 
immer, wenn ſie kein anderes Geld haben, und haben ſie auch nie vorher 
Staatspapiergeld gehabt; die Noth lehrt beten, die Noth lehr auch Staats⸗ 
papiergeld machen. Und wenn ſie e da haben, ſo machen ſie es des⸗ 
alb nicht ſchneller, als wenn fie keines haben. Baiern hat bis 1866 kein 
Staatspapiergeld gehabt, und im Krieg des Jahres 1866, der doch kein 
reißigſähriger Krieg war, iſt es augenblicklich zum Staatspapiergeld über⸗ 
Gar en. M. H., gegen den Tod iſt kein Kraut gewachſen, wenn der Staat 
Geld braucht und hat kein Metall, ſo muß er Papiergeld machen. Amerika 
5 wird es nicht bedauern, daß es ſich mittelſt der Greenbacks aus der Noth 
belfen konnte, aber zu glauben, das es gegen dieſe Noth ſchütze, wenn man 

Staatspapiergeld nicht habe, iſt ein alter Schulirrthum, auf den ich mich 
nicht weiter einzulaſſen brauche. 

Es hat noch Niemand von der Definition dieſes Papieres geſprochen, 
as wir zu machen aufgefordert werden. Ob man ſich bei „Reichskaſſen⸗ 
cheinen“ etwas ganz Genaues denken kann, ſtebt noch dahin. Unter Pa⸗ 
iergeld verſteht die Schule ſolche Zettel, welche Zwangscours haben und 
licht einlösbar find. Nun ſchlagen wir vorr hier ein Papiergeld zu machen, 
das keinen Zwangscoars hat und das einlösbar iſt. Es war bisher aller⸗ 
dings in den meiſten deutſchen Staaten ſo hergebracht, daß das Staatspa⸗ 
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Allein ich frage, wird für ein ſolches Papiergeld, das vom Staate an 
allen Kaſſen angenommen wird, auch wirklich die Nothwendigkeit entſtehen, 
es zwangsweiſe einlösbar zu machen? Wollen Sie das Papier einlösbar 
machen, ſo weiß ich keinen andern Rath, als: Sie müſſen Banknoten machen. 
Dieſe können einlösbar gemacht werden, weil jede Bank, fie möge eine con- 
tingentirte oder quotiſirte ſein, in einer täglichen Equilibrirung ihres Metall⸗ 
vorrathes und ihrer Papiercirculgtion lebt. Aber wie iſt dies Verhältniß 
beim Staat? Er giebt 40 bis 50 Millionen Thaler aus und iſt nun feſt⸗ 
enagelt. Er kann keinen Deut daran ab⸗ oder dazuthun. Wollte er be⸗ 
ondere Fonds zur Einlöſung haben, ſo müßte er erſt an das Budget oder 
an die Stände oder an das Reich recurriren. Ich kann daher wiederholt 
nur rathen, dieſe kleinen Papiere auf Banken fundiren zu laſſen. Ich gebe 
Ihnen ferner zu, daß mein Gedanke iſt, daß wir zwar vorläufig dieſe 40 
Millionen in Staatspapiergeld machen, daß wir aber bei der Ordnung des 
Bankweſens dieſe 40 Millionen Staatspapiere vielleicht wieder in Banknoten 
verwandeln und dadurch der Bank die Pflicht auflegen, ſie zu jeder Stunde 
einzulöſen, und dann wird das, was Sie jetzt Einlösbarkeit nennen, ein 
wahres Wort ſein. Wäre das nicht eine Fiction, was hier in dem Geſetz 
ſtünde, ſo hätten Sie doch nothwendig daran denken müſſen, auch einen 
Mechanismus uns an die Hand zu geben, wie geſorgt werden ſoll für die 
Einlöſungspflicht. Sehen Sie doch Ihr Geſetz an: Sie decretiren, das Pa⸗ 
piergeld ſoll jederzeit gegen baar eingezogen werden. Ja, meine Herren, das 
kann Jeder ſagen. enn ein Kaufmann ſo verfährt und Papiergeld, 
Scheine, Verpflichtungen hingusgiebt, ohne ſich darum zu kümmern, welchen 
Einlöſungsfonds er zu dem Zwecke parat hat, wird er bei Zahlungsunfähig⸗ 
keit für einen fahrläſſigen Bankerotteur erklärt. Und nun wollen wir in das 
Geſetz eine Maßregel ſtellen, für die wir abſolut nicht ein Gegenſtück als 
Sicherungsmaßregel vorfinden, daß wir unſer Wort halten können. 

Ihre Einlöſungspflicht iſt ein gemaltes Fenſter, weiter gar nichts. Sie 
werden einlöſen, ſo lange man es Ihnen nicht abverlangt, und Sie werden 
nicht einlöſen können, wenn einmal das Unglück wollen ſollte, daß man es 
von Ihnen verlangte. Ihre Einlöſungspflicht iſt ein Pelz für die Hundstage, 
der Ihnen im December genommen wird. Ich bin alſo nicht dafür, daß wir 
dieſe Pflicht in das Geſetz hineinſchreiben und man wird uns deswegen nicht 
für weniger ſolide halten, als wir find, ſondern nur für umſichtig, und das 
iſt ein Theil der Solidität. Was nun die Frage der Zahl, der Quantität 
der Staatsnoten betrifft, in der ich von der Richtung der Vorlage abzuzweigen 
anfange, jo iſt es natürlich ſehr ſchwer von Grundsätzen aus den Uebergang 
in contreten Zahlen zu geben. Ohne eine gewiſſe Willkür laſſen ſich die 
Grenzen in endlichen Dingen nicht feſtſtellen. Einig ſind wir darein, das 
Staatspapiergeld auf ein Minimum, auf das abſolut Nothwendige zu be⸗ 
ſchränken. Soweit haben wir unſer Wort gegeben, ſoweit wollen wir es 
auch halten. Die Norm von 40 Millionen Thlr. (3 Mark pro Kopf) iſt von 
der allgemeinen Meinung, der Regierung und dem Reichstag gefunden und 
wird in durchaus nicht ungereimter Weiſe mit dem Kriegsſchatz von 40 
Millionen Thaler zuſammengefügt, natürlich nicht als Deckung. Aber eine 
Nation, die ſich den Luxus erlaubt, zum Zwecke ihrer Sicherheit und Wehr: 
haftigkeit 40 Millionen baares Geld zu vergraben und das Opfer der Zinſen 
ihrer Solidität bringt, die wird auch ſagen können: für gewiſſe kleine Bedürf⸗ 
niſſe mache ich auch ein beſcheidenes Maß Bag Daß die er 
Circulation verringert werden müſſe, jo bald die Gold⸗Circulation in's Land 
rückt, war für uns ein auler anerkannter Grundſatz. Darum haben wir 
den Banken den Zwang auferlegt, ihre Noten auf 100 Mark zurückzuführen 
und bedrohen ſie vielleicht im Intereſſe deſſelben Grundſatzes mit noch 
ſtärkeren Zumuthungen. Nun kommen wir an das Reich, und was ſchlagen 
wir uns vor? Von 61 Millionen wollen wir etwa 3 Millionen abziehen, 
damit legen wir die Anerkennung der großen Grundſätze als Opfer auf den 
Altar des Vaterlandes nieder! 

Ich halte es für eine ganz deriſoriſche Anerkennung des von allen Seiten 
angenommenen Grundſatzes, und ich kann mich deswegen nicht zu dieſem 
Ausdruck deſſelben verſtehen. Wenn wir mit unſerer Münzreform recht lang⸗ 
ſam vorgehen wollen, dann eilt es doch auch am Ende nicht ſo ſehr damit, 
daß wir eee beſchränken. Aber ich wünſche die Be: 
ſchränkung dieſer Circulation unter Anderem auch, weil ich ein etwas raſche⸗ 
res Tempo in die Durchführung unſerer Münzreform bringen möchte. Ich 
bin ja mit den praktiſchen Schwierigkeiten der Einziehung des Silbers ver⸗ 
traut; aber man fragt ſich doch im Volke, wo ſteckt denn all das Geld, die 
340,000,000 Thlr., die wir bis jetzt geprägt haben? Ein Theil ſteckt in den 
deutſchen Banken, ein Theil im Reichskriegsſchatz, in Circulation iſt ſehr 
wenig. Im Ganzen mögen etwa 10 Millionen Thaler Silber eingezogen 
worden ſein. Ich weiß ja, daß wir vielleicht dadurch, daß wir dieſe 10 Mi⸗ 
lionen zu dem höchſten Preiſe, der in den letzten ſechs Monaten zu erzielen 
war, verkauft haben % bis % pet. verdient haben; aber in dieſem Tempo 
können wir die Sache doch nicht weiter führen, ohne unendliche Zeit bis zum 
Abſchluß der Münzreform warten zu müſſen. Wir haben bei dieſer Reform 
bis jetzt ſehr viel Glück gehabt, aber man darf das Glück nicht müde machen, 
und ich fürchte, das preußiſche Finanzminiſterium hat nicht diejenige Wärme 
für die raſche Durchführung unſerer Münzgeſetzgebung, wie ich wenigſtens 
wünſche. Wir haben Glück gehabt, inſofern wir eine Menge von Fünffrank⸗ 
ſtücken, die wir mit der Kriegsentſchädigung bekommen Ben nicht blos 
00 Schaden, ſondern ſogar mit Nutzen wieder abgegeben haben, die wir 
alſo nicht einzuſchmelzen brauchen. Ferner hatten wir das Glück, daß die 
lateiniſche Münzconvention fünf Staaten band, daß kein Einzelner zur Gold⸗ 
währung übergehen konnte, wie der oder jener es gern gemocht hätte. Dieſe 
Staaten haben ſogar von Neuem 140 Millionen Silber ausgeprägt. In 
Holland wurde ferner das Geſetz über die Einführung der Goldwährung vor⸗ 
läufig reponirt. So hat ſich Alles gewiſſermaßen für uns verſchworen. Ja, 
wenn es nicht wie eine Blasphemie herauskäme, ſo möchte ich ſagen, unſerem 
Glück zu Liebe mußten die armen Hindu in eine Hungersnoth gerathen, da⸗ 
mit die engliſche Regierung in die Lage kam, große Maſſen von Silber nach 
Indien ſchicken zu müſſen, um eine Anleihe zu machen, die in baarem Silber 
bezahlt werden muß. Bl 0 

erlaſſen wir uns nicht allzulange auf dies Glück. Ich bin keiner von 
denen, die jeden Augenblick Hannibal vor den Thoren 1 5 und ſich vor 
dem Kriege fürchten, der morgen oder übermorgen hereinbricht; aber ſicher 
ſind wir doch eines ewigen Friedens nicht. Denken Sie aber, wenn eine 
neue Störung des europäiſchen Friedens unſere Münzreform aufhielte. Eine 
andere Gefahr, auf welche ich den Herrn Finanzminiſter aufmerkſam machen 
wollte, iſt die unerwartet günſtige Geſtaltung der Finanzlage der franzöſi⸗ 
ſchen Bank, die ihre Noten ſchon bis auf 38 pCt. gedeckt hat. Wenn ſie 
ihre Baarzahlungen wieder aufnähme, ſo würde Frankreich die Goldwährung 
vielleicht wieder in Ausſicht nehmen und damit würden wir einen formi⸗ 
dablen Concurrenten bekommen in der Anſchaffung von Gold und in der 
Ablaſſung von Silber. Deshalb bin ich guch für die Beſchränkung unſerer 
Papiercirculation, weil ich will, daß das Gold in das Land kommt. enn 
das der Fall ſein ſoll, ſo ſind 40 Millionen das Maximum deſſen, was wir 
als Staatspapiergeld zu machen haben. Ich glaube, daß wir auch niemals 
mehr verſtanden haben zu gewähren, als im Art. 18 des Münzgeſetzes die 
bewußte Verabredung getroffen wurde. Ich glaube aber, daß wir auch 
durchaus durch nichts aufgefordert ſind, mehr zu machen als dieſe 40 
Millionen. Nehmen wir die Summe des Papiergeldes in Augenſchein, die 
jetzt einzuziehen iſt. Von den 61 Millionen, die uns die Rechnung vorge⸗ 
legt, find einmal abzuziehen 2,200,000 Thlr., die das preußiſche Finanz⸗ 
Miniſterium uns aus Papiergeld eingebracht hat und welche Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine ſind. Es bleiben ſodann 59 Millionen. Zur theilweiſen Deckung 
dieſer Summe bin ich damit einverſtanden, daß das Reich 40 Millionen 
Thlr. Papiergeld ausgiebt. Dann bleiben noch 19 Millionen Thlr., welche 
auf andere Weiſe zu decken ſind. Da haben ſich denn nun die einzelnen 


bewußten Abrechnungsb 


daß 
| die Preußen ſich erwarb durch Reducirung ſeiner 30 Millionen 


im Bundesrathe 


a9 Verabredung int Bundesrahe bereit ell 
zeil deſſen einzulöje ſie über das Maß von 3 pro 4 
edler alis ausgegeben aa Dieſe Summe beit 
nder Zahl 9 Millionen Thlr. Auf dieſe Weiſe kommen wir zu 49 Will 
Thlrn. und haben von den 59 Millionen Thlr. noch 15 decken 10 Milli 6 
hir. Wie dieſe gedeckt werden ſollen, darüber allein kann augenblickles 
Se 1 wenn wir nicht über 40 Millionen Thlr. hinausgehen. 
x Tann mi 
jagt: der preußiſche Finanzminiſter beanſprucht ganz mit Unrecht 
und einzelne Staaten, welche entweder gar kein Papiergeld, oder weniger als 
3 Mark pro Kopf ausgegeben haben, für dieſe ein Plus aus der Sache. 
Ich ſtehe hierin nicht auf Seite des Finanzminiſters. Ich möchte vor allem 
darauf aufmerkſam machen, ohne die Verdienſte beſtreiten zu 1 75 
apierge 
auf 15, jo ganz ohne Compenſationsvortheile Preußen doch nicht Ana her 
Dperation Ban iſt. In der Uebereinkunft von 1856 ertheilt die 
preußiſche Bank ſtatt des früheren Rechts einer Emiſſion von 21 Millionen, 
das Recht der unbegrenzten Notenausgabe — ſie hat ſeitdem 100 Millionen 
und mehr an Banknoten ausgegeben. Von dem daraus entſtehenden Nutzen 
fiel Preußen die Hälfte zu. Die Sache war rationell und richtig, aber fromm 
und unintereſſant war ſie nicht. Auf der anderen Seite habe ich noch viel 
Weitergehendes zu bemerken. Nehmen wir an, Deutſchland ſei 1870 ſtatt 
eines eng zuſammengezogenen Bundesſtaates ein Einheitsſtaat geworden, ſo 
wäre die einfache Folge geweſen, daß das Papiergeld der Einzelſtaaten auf 
Koſten des Geſammtſtaates wäre eingezogen worden und Niemand hätte fra⸗ 
gen können, welche Laſten den einzelnen Provinzen daraus erwachſen. 

Nun, meine Herren, iſt meine Anſicht, daß in denjenigen Punkten, in 
welchen der Bundesſtaat die Attribute der Einzelſtgaten an ſich nimmt, der 
Bundesſtaat Einheitsſtaat wird und daß er deshalb mit demſelben 19 0 
Geſichtspunkte der Solidarität zu verfahren hat, mit welchem er verfahren 
würde, wenn wir einen Einheitsſtaat begründet hätten. Wir haben Ma g 
Grundſatz bereits angewendet bei Einziehung des Silbergeldes und müſſen 
ihn auch hier zur Anwendung bringen. Wenn ein großes Reich, wie das 
deutſche, endlich zu einem Geſammt⸗Bundesſtaat geworden iſt, ſo macht es 
gewiſſermaßen eine Geſammtmaſſe aus ſeiner geſchichtlichen Vergangenheit, 
aus den Laſten, Leiden und Vortheilen der Einzelnen. Und nun wollen 
Sie, ſtatt dieſes Princip für dieſe Geſammtmaſſe anzuwenden, aus dieſem 
Princip folgern, daß z. B. Elſaß⸗Lothringen, das wir von allen Schulden 
befreit von Frankreich übernommen, deſſen Eiſenbahnen wir theuer bezahlt 
haben, weil es e von Frankreich hat, 15,000,000 Thlr. Profit 
machen ſoll an der Sache — wo ft da die Logik? Die Fragen, welche 
Maßregeln zu treffen ſein mögen, um das ganze Staatspapiergeld auf eine 
rationelle Baſis zu bringen, möchte ich vertagt wiſſen, bis wir das Bank⸗ 
geſetz machen. Ich will ſo auskommen, wie ſch es verantworten kann, daß 
ich jetzt nicht mehr als 40 Millionen Thaler Papiergeld mache. Die 
10 Millionen, die weiter zur Einlöſung Reiter werden, machen mir keine 
Sorge. Wenn der Herr Vertreter der Reichsregierung uns ſagen wollte, 
wieviel Gold zur Zeit müßig und zinslos in der Reichskaſſe liegt, ſo wür⸗ 
den Sie überzeugt ſein, daß dieſe Beſtände mehr als ausreichend ſind, die 
10 Millionen aus Papier in Gold zu verwandeln. Meine Herren, ich habe 
mich bemüht, Ihnen meine Anſichten zu exponiren, der Abſicht der Reichs⸗ 
regierung möglichſt nahe zu kommen. Ich rechne nun mit Beſtimmtheit da⸗ 
rauf, daß Sie, indem Sie ſich auf die Ausgabe von 40 Millionen jetzt be⸗ 
ſchränken, den von mir vorgetragenen Argumenten auch Rechnung tragen. 
Ich glaube anders zu verfahren, würde nicht nur heißen, gegen die Grund⸗ 
ſätze der Vorſicht, ſondern beinahe gegen die Geſetze des wirthſchaftlichen An⸗ 
ſtandes verſtoßen. (Bravo!) ö 

Präſident Delbrück: Den allgemeinen Principien gegenüber befinden 
wir uns mit dem Abg. Bamberger in einer erwünſchten Uebereinſtimmung. 
Ich will mich deshalb nur auf die Differenzpunkte beſchränken. Der Vor⸗ 
redner will überhaupt die Papiergeldemiſſion nicht über 40 Millionen hinaus 
erheben und will keine Beſtimmung über die Vertheilungsmodalität treffen, 
dagegen zur Einziehung des mehr circulirenden Papiergeldes anderweit 
10 Millionen bewilligen. Er hat betont, daß die Conſequenz, die zur Ein⸗ 
ziehung der Landesmünzen auf Reichskoſten geführt hat, auch zur Einziehung 
des Landespapiergeldes auf Reichskoſten führe. Zwiſchen dieſen beiden Maß: 
regeln waltet ein ſo großer Unterſchied ob, daß ich eine Exemplifikation von 
der einen auf die andere nicht für irgendwie haltbar erachte. Die Münzen, 
welche die einzelnen Staaten ausgegeben haben, hatten und haben ihren 
Werth in ſich; ſie ſind eingezogen und mußten eingezogen werden, um die 
Münzreform durchzuführen und an Stelle dieſer Münzen andere zu ſetzen. 
Die Koſten dieſer Novation ſind mit Recht aufs Reich übernommen worden. 
Das Staatspapiergeld iſt eine unverzinsliche Schuld der einzelnen Staaten; 
es hat ſeinen Werth nicht in ſich, ſondern nur in dem Kredit des betreffen⸗ 
den Staates. Weder aus dem Münzgeſetz noch aus der politiſchen Haltung 
des Reiches kann ich irgendwie die Folgerung ziehen, daß das Reich ver⸗ 
pflichtet ſei, die unverzinsliche Schuld der Ein zelſtaaten auf ſeine Schultern 
zu nehmen. Die Uebernahme einer ſolchen Last würde materiell eine Unge⸗ 
rechtigkeit ſein. Von volkswirthſchaftlicher Seite hat der Abg. Bamberger 
gemeint, daß in der Summe, die über den Betrag von 40,000,000 Thlr. 
hinaus den Staaten vorſchußweiſe gegeben werden ſollen, welche mehr Papier⸗ 
geld ausgegeben haben, als ihre Rate beträgt, ſo will ich ihn daran erinnern, 
daß ſich dieſer Betrag mit jedem Jahre vermindert und nach 15 Jahren 
ganz verſchwindet. 

Die 1 des Vorredners, daß mit der Ausgabe von Reichs⸗Kaſſen⸗ 
ſcheinen die Ausführung des Münzgeſetzes erleichtert werde, kann ich nicht 
theilen. Denn ich bin der Meinung, daß die plötzliche Ausgabe von Reichs⸗ 
papiergeld die Einziehung der groben Sibermünzen erſchweren wird. Wenn 
dem Abg. Bamberger die Einziehung der nen noch nicht ſchnell 
enug geht, ſo will ich ihm erwiedern, daß es in der That nicht anging, dem 
Verkehr die grohe Münze plötzlich und raſch zu entziehen. Wir ſind genöthigt, 
die ganze Thätigkeit der deutſchen Münzſtätten auf die Ausprägung der 
eigentlichen Scheidemünzen zu beſchränken und beſonders dafür zu ſorgen, 
daß ra wie möglich in Süddeutſchland die neue Münze durchgeführt wer⸗ 
den kann; denn in Süddeutſchland iſt eine raſche Durchführung nothwendiger 
als im Norden, wo faſt alle alten Münzen bequem in das neue Syſtem 
paſſen. Auch in Norddeutſchland wird bald ein Mangel an Be ünze 
eintreten, weil die Ausprägung von Landesmünzen eingeftellt iſt. Wenn 
alſo der Abg. Bamberger in der Durchführung der Münzreform ein raſcheres 
Tempo wünſcht, ſo bin ich dabei auf ſeiner Seite; ich kann ihm aber ver⸗ 
ſichern, daß die von mir geſchilderten Umſtände und die beſchränkte Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der deutſchen Münzſtätten es unmöglich gemacht hat, NE zu leiſten, 
als geleiſtet worden iſt. Wenn ſich der Vorredner gegen den wendet, 
welcher beſtimmt, daß die Reichs⸗Kaſſenſcheine jederzeit gegen baares Geld 
eingelöſt werden ſollen, und Befürchtungen ausſpricht, 11 1 die Zahlung ein⸗ 
mal nicht geleiſtet werden könne, weil nicht die 11 ie Deckung vorhan⸗ 
den iſt, ſo will ich zuerſt bemerken, daß eine ähnliche Beſtimmung in vielen 
Staaten beſteht, und daß niemals Verlegenheiten entſtanden ſind, und dann 
müßte das Papiergeld doch in ſehr großen 9 präſentirt werden, um 
Verlegenheiten der Reichskaſſen hervorzurufen. Beiläufig will ich noch bes 
merken, daß die vom Vorredner erwähnte Zuſammenſtellung der Bankſtatuten 
nicht vom fene in dn ſondern vom Reichskanzleramt herausgegeben 
iſt, und daß ſich in dem Bande auch eine allgemeine Ueberſicht der berſchie⸗ 
denen Geſichtspunkte befindet, die der Vorredner ſo gern zu haben wünſchte. 

Abg. Dr. Tellkampf ſpricht bei grober Unruhe im Haufe und vor 
wenig gefüllten Bänken, auf der Tribüne faſt ganz unverſtändlich. Die 
Funde ob Papiergeld auszugeben ſei oder nicht, wolle er nicht discutiren. 
Es käme aber bei der Ausgabe pon Papiergeld hauptſächlich darauf an, die 
Gefahren des Papiergeldes möglichſt zu beſeitigen; ſie vollſtändig zu beſeitigen, 
ſei nicht möglich, wie Redner an zahlreichen Beiſpielen aus der nordameri⸗ 
kaniſchen, engliſchen und öſterreichiſchen Geſchichte nachweiſt. Seines Er⸗ 
achtens könnten die Nachtheile bei der Ausgabe von Papiergeld am wirk⸗ 
ſamſten nur dadurch EN, daß man die Ausgabe auf ein Minimum 
beſchränke, etwa auf 60 Millionen Mark. Auf dieſe Weiſe erreiche man 
das, daß eine vollſtändige Sicherheit für das ausgegebene Papiergeld vor⸗ 
handen ſei, ein Umſtand, der für den ganzen Handelsverkehr von außer⸗ 
ordentlicher Bedeutung wäre. Redner deutet ſodann ſchon jetzt an, was 
näher auszuführen er ſich bis zur zweiten Leſung vorbehält, daß es zweck⸗ 
mäßig ſei, Reichs⸗Caſſenſcheine nicht über mindeſtens 100, ſondern über min⸗ 
deſtens 50 Mark auszugeben. 

Nach einigen perſönlichen Bemerkungen der Abgeordneten Mosle 
und Bamberger beſchließt das Haus, auch die zweite ale des 
Geſetzes, betreffend die Ausgabe von Reichs⸗Caſſenſcheinen, im Plenum 
vorzunehmen. 

Dann tritt das Haus in die zweite Berathung des von den Abgeordneten 
nn 1115 Hinſchius vorgelegten Geſetzentwurfs über die Ci vilſtands⸗ 

eg iſter ein. \ 

1 lautet; „Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle 
erfolgt ausſchließlich durch die von den einzelnen Landesregierungen beſtellten 
Standesbeamten mittelſt Eintragung in die dazu beſtimmten Regiſter. 

Die Standesbeamten verwalten, ihr Amt im Auſtrage der einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten nach Maßgabe dieſes Geſetzes, ſowie der vom Bundesrath und 


ch durchaus nicht einſeitig zu der Anſicht bekennen, welche 
für ſich 


Wenn übrigens behauptet wurde, daß in Baiern die Noth⸗civilehe beſtehe, 


Antrag Moufang wird darauf nach verſchiedenen perſönlicher 
kungen abgelehnt. § 18 unverändert angenommen. 
Die folgenden Para HR bis § 42 werden darauf ohne erhebliche 
Debatte angenommen, N 42 ſelbſt im folgender vom Abg. 
ſchlagenen Form: „Die Berichtigung einer Eintragung in dem Standes⸗ 
regiſter kann nur auf Grund gerichtlicher Anordnung erfolgen. Sie erfolgt 
aus Beiſchreibung eines Vermerks am Rande der zu berichtigenden Cin- 
ragung.“ 5 N e Au 9 5 
Um 4% Uhr vertagt ſich das Haus bis Freitag 10 Uhr. (Civilehe, 
Militärpenſionsgeſetz, Antrag Windthorſt, betreffend den Anfang und die 
Dauer der Osterferien. Der Abg. Windthorſt brachte den Gegenſtand be 


Bemer 


b. ihrer Zuſtändigkeit erlaſſelen Anord⸗ 
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Saucken⸗Tarputſchen beantragt folgenden Zuſatz: „Die Ge: 
meindebeamten find, wenn ihnen von der Landesregierung das Amt eines 
Standesbeamten übertragen wird, zu deſſen Uebernahme verpflichtet. „Geiſt⸗ 
lichen darf das Amt eines Standesbeamten nicht übertragen werden ⸗ 

Abg. Mayer (Donauwörth) will die Religionsdiener überhaupt 
ausſchließen, nicht blos die Geiſtlichen. 2 la Take 155 

Abg. p. Schulte berichtet über einige Petitionen um Erlaß eines Reichs⸗ 
geſetzes, betreffend die Einführung der Civilehe und die Errichtung von 
Civilſtandsregiſtern. Hierauf erklärt ſich Abg. Völk mit den von dem Abg. 


v. Saucken (Tarputſchen) vorgeſchlagenen Abänderungen des § 1 des reits am Schluſſe der heutigen Sitzung zur Sprache und wünſchte er Ferien 
Geſetzentwurfes einverſtanden. N 5 vom 29. März bis 13. April. Der Präſident halte nichts dagegen, wenn 
Abg. v. Sauden: Meine Amendements haben den Zweck, die Aus⸗ der Reichtag am Sonnabend Ferien macht, wenn nur gewiſſe Vorlagen bis 


führung des Geſetzes zu erleichtern. Wenn Sie davon ausgehen, daß der 
Geſetzentwurf dazu beſtimmt ſei, einem Nothſtande abzuhelfen, und zugeben, 
der Nothſtand ſei der, daß häufig Conflikte zwiſchen den Brautleuten und der 
Geiſtlichkeit entſtehen, fo iſt doch die nothwendige Folge, daß, wenn man den 
Nothſtand beſeitigen will, man den Conflikt unmöglich machen muß dadurch, 
daß man die Geiſtlichen von der Führung der Civilſtandsregiſter vollſtändig 
ausſchließt. Im preußiſchen Abgeordnetenhauſe hat man ſich bei Berathung 
des ECipilehegeſetzes Anfangs aus den verſchiedenſten Gründen an die An⸗ 
nahme meines Vorſchlags erklärt. Derſelbe wurde jevoch, nachdem ihn das 
Herrenhaus in das Geſetz ed hatte, ſchließlich auch vom Abgeord⸗ 
netenhaufe genehmigt. Der Abgeordnete Windthorſt hat damals einen Aus⸗ 
ſpruch gethan, der meines Erachtens durchſchlagend iſt für die Annahme 
meines Amendements. Er ſagte, die Erſcheinung, daß die angeblich äußerſte 
Linke und die angeblich äußerſte Rechte übereinſtimmend die Ausſchließung 
der Geiſtlichen von der Führung der Civilſtandsregiſter gewollt hätten, ſpreche 
für die Richtigkeit der Sache am beiten. Mein Antrag hat ſodann überhaupt 
nur zwei Gegner gefunden. Die Volkszeitung hat vom ſchroffen Principien⸗ 

ſtandpunkte aus ausgeführt, daß man den Geiſtlichen daſſelbe Recht zur 

ebernahme eines Amtes einräumen müſſe, wie jedem anderen Bürger. 800 
glaube aber, daß es in practiſchen Fragen nicht rathſam iſt, das Princip mit 
aller Conſequenz durchzuführen. Die proteſtantiſche Geiſtlichkeit, insbeſondere 
von der ſtrengeren Richtung, hat ſich darüber beklagt, daß den Geiſtlichen 
mit der Ausſchließung von der Führung der Civilſtandsregiſter die Möglich⸗ 
keit genommen werde, ſich in den bürgerlichen Dingen umzuſehen und ſich 
als Staatsbürger zu fühlen. Nun, m. H., es iſt zwar ſehr wünſchenswerth, 
daß ſich die ſämmtlichen Geistlichen auch als Staatsbürger fühlen, aber ich 
glaube doch nicht, daß dieſe Klage der Geiſtlichkeit bei der vorliegenden Frage 
von irgendwelchem Einfluſſe fein kann. Mein zweites Amendement zu § 1 
halte ich für eine nothwendige Folgerung aus meinem erſten. h 

Abg. Mayer (Donauwörth): Ich habe mich gewundert, warum die 
Herren Völk und Hinſchius, die doch im Uebrigen das preußiſche Geſetz ganz 
reproducirt haben, nicht auch die in Bezug auf die Geiſtlichen dort getroffenen 
Beſtimmungen hier mit aufgenommen haben. Es müſſen doch ganz beſon⸗ 
dere Gründe hier im Spiel geweſen ſein, und es iſt einigermaßen merk⸗ 
würdig, warum ſich wieder die Herren ſo plötzlich mit meinem Antrage und 
dem des Herrn v. Saucken einverſtänden erklärt haben. Als ich meinen Anz 
trag einbrachte, geſchah dies nicht etwa in dem Sinne, daß ich überhaupt 
miiſdim Prineip des Geſetzes einverſtanden ſei, ſondern nur, um das ein 
mal ausgeſprochene Prineip auch ganz und gar durchzuführen. Herr v. Schulte 
erklärte neulich, das Geſetz ſolle dazu dienen, auf dem Gebiet der Ehe eine 
gründliche Auseinanderſetzung zwiſchen Staat und Kirche herbeizuführen. 
Dieſe aber kann meiner Meinung nach nur dann erfolgen, wenn wir den 
Geiſtlichen ganz von dem Standesamte ausſchließen. Von Geiſtlichern wür⸗ 
den ſich nach gemachten Erfahrungen doch nur die evangeliſchen zu Standes⸗ 
beamten hergeben, in Gegenden von gemiſchter Bevölkerung würden demnach 
katholiſche Brautleute gezwungen fein, ſich von evangeliſchen Geistlichen trauen 
zu laſſen. Das giebt aber nur Aergerniß und führt ſchließlich zu gegen⸗ 
ſeitigen Reibereien. 4 a " 

I, zieht der Redner feinen Antrag zu Gunſten des Saucken'ſchen 
zurück. 5 

Mit den Anträgen von Saucken's wird § 1 gegen die Stimmen des 
Centrums und einiger Conſervativen angenommen. 5 

0 6 lautet: Die Führung der Standesregiſter und die darauf bezüglichen 
Verhandlungen erfolgen koſten⸗ und ſtempelfrei, ſoweit nicht Gebühren 
oder Stempel nach den bisherigen Landesgeſetzen gefordert 
werden können. Gegen Zahlung der nach dem angehängten Tarife zu⸗ 
läſſigen, von den Standesbeamten feſtzuſetzenden Gebühren müſſen 
die Standesregiſter Jedermann zur Einſicht vorgelegt, ſowie beglaubigte Aus⸗ 
züge (§ 5) aus denſelben ertheilt werden. Im amtlichen Intereſſe und bei 
Unvermögen der Betheiligten iſt die Einſicht der Regiſter und die Ertheilung 
der Auszüge gebührenfrei zu gewähren. Jeder 1 einer Eintragung 
m auch die zu derſelben gehörigen Ergänzungen und Berichtigungen ent= 

alten. 
Der Paragraph wird unter Weglaſſung der geſperrten Worte, die von 
den Abgeordneten v. Saucken und Cuny beantragt ſind, ohne Debatte an⸗ 
genommen. 3 4 a 

Bei § 12, der die Eintragung des Geburtsfalles in die Standesregiſter 
normirt, beklagt Abg. Merkle, daß darin nicht ein Sterbenswörtchen 
von der heiligen Taufe ftehe. Auf eine jo ſchiefe Ebene ſei die Politik 0 
rathen, daß nun ſchon die erſten Principien des Chriſtenthums außer Acht 
gelaſſen werden. . f 

§ 18 lautet: „Innerhalb des Gebietes des deutſchen Reichs kann eine 
rechtsgiltige Che nur vor dem Standesbeamten geſchloſſen werden. Die re⸗ 
ligiöſen Feierlichkeiten einer Eheſchließung dürfen erſt nach Schließung der 
Che vor dem Standesbeamten ſtattfinden. (§ 337 des Strafgeſetzbuchs).“ 

Abg. Dr. Moufang beantragt den Paragraphen ſo zu faſſen: „Inner⸗ 
halb des Gebietes des deutſchen Reiches muß jede Ehe, damit ſie in ihren 
bürgerlichen Wirkungen anerkannt werde, durch die Ehegatten in Perſon dem 
Standesbeamten angezeigt werden. Auf Grund dieſer Anzeige erfolgt die 
Eintragung in das Heirathsregiſter.“ 

Abg. i en l Bisher iſt dem Standesbeamten nur wenig mehr als 
die Function eines Protokollführers zugewieſen worden. Mit dieſem Para⸗ 
uche ſoll ihm plötzlich eine Thätigkeit übertragen werden, die weder der 

eberſchrift noch dem Princip des Geſetzes entſpricht. Dieſe Protokollfüb⸗ 
rung hat bis jetzt der Geiſtliche beſorgt und zwar, ſo viel ich aus meiner 
Heimath weiß, beſſer als der Cipilſtandsbeamte. Es wäre daher nicht nöthig 

eweſen, jo plötzlich dem Geiſtlichen den Stuhl vor die Thüre zu ſetzen. 

udeſſen mag der Staat dieſe Sache für ſich reclamiren, weil fie ihn doch 
zumeiſt betrifft, das Gebiet der Che ſelbſt wird dadurch nicht berührt. Dieſes 
Gebiet gehört aber der Kirche voll und ganz; es iſt eine der glorreichſten 
Errungenſchaften des Chriſtenthums, Sitte und ſittliches Eheleben befördert 
und dadurch die Welt aus der . nadie des Heidenthums zur chriſtlichen 
Cultur emporgezogen zu haben. (Bravo! im Centrum. 

Und gerade Herr v. Schulte hat dies am Schönſten nachgewieſen in ſeinem 
Handbuch über das Eherecht, wer ſich davon überzeugen will, dem empfehle 
ich die Lectüre dieſes vorzüglichen Buches. Die Ehe iſt von Gott gan und 
von Chriſtus eingeſetzt worden und darum iſt die Che bei den Iſraeliten 
ſowohl wie bei den Proteſtanten ein Sakrament, weil ſie den nord nungen 
Gottes entſpricht. (Beifall im Centrum.) Von dieſer Heiligkeit der Che 
will man nun abweichen, indem man fie als bloßen Civilvertrag hinſtellt, 
obſchon die Majorität des deutſchen Volkes von dem ſakramentalen Charakter 
des Inſtituts durchdrungen iſt, das iſt eine Verletzung der Gewiſſensfreiheit, 
die kein wahrhaft freiſinniger Mann ſich zu Schulden kommen laſſen ſollte. 
Möge der Staat ſich damit begnügen zu line „Ich ſchütze nur die mir. an: 
gezeigte Ehe in ihren Rechten“, dann thut er wahrlich ſchon genug, denn er 
hat überhaupt jedes Rechtsverhältniß anzuerkennen. Die Abſchließung ſelbſt 
aber muß frei fein von jeder ſtaatlichen Einwirkung, damit das veligiöfe 
Gewiſſen des Einzelnen nicht verletzt werde. In dieſem Sinne iſt mein An⸗ 
trag zu perſtehen, den ich jedem freiſinnigen Manne zur Annahme empfehle. 
(Beifall im Centrum.) n 

Abg. Schröder (Friedberg): Ich wollte nur conſtatiren, daß in Hoſſen 
die Civilſtandsbeamten die Regiſter beſſer geführt haben, als die Geiſtlichen 
(Hört! links) und daß in 60 Jahren nur 2 Prozent der bürgerlich Getrauten 
nicht die kirchliche Trauung nachgeſucht haben. In den letzten 30 Jahren 
wurde dies nur von drei Brantpaaren unterlaſſen, die eine gemiſchte Che 
e wollten und deb hach nicht das Aufgebot ſeitens des katholiſchen 
Geiſtlichen erlangten. (Hört! links.) 

Abg. Hinſchius. Ich danke dem Herrn Moufang für fein Plaidoyer 
Ih unſern Geſetzentwurf (DO! o! im Centrum), denn es wird Jeder erkannt 

aben, der mit dem Prinzip des Geſetzes einperſtanden iſt, daß durch An⸗ 
nahme des Antrag Moufang ein ſchwarzer Wechſelbalg aus demſelben 
werden würde. Das Princip des Geſetzes iſt: die rechtliche Seite der Che 
normirt der Staat, die veligiöfe die Kirche, während Herr Moufang 
abſolute Herrſchaft des kirchlichen Eherechtes über den Staat will. 


dahin, vielleicht mit Hilfe von Abendſitzungen, erledigt werden.) 


Berlin, 26. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
arbeiteten heute am Vormittage allein und nahmen nach der Spazier⸗ 
fahrt den Vortrag des Chefs des Militair⸗Cabinets, Generals von 
Albedyll, entgegen. : 

Beide Kaiſerliche Majeſtäten verabſchiedeten Sich geftern nach dem 
Diner von Ihrer Königlichen Hoheit der Großherzogin von Sachſen, 
die mit ihren Töchtern nach Weimar abreiſte. — Die Kaiſerlichen 
Majeſtäten empfingen Abſchieds⸗Beſuche von den Großherzoglich Meck⸗ 
lenburgiſchen und Herzoglich Anhaltiſchen Gäſten. a 

[Ihre Majeſtät die Katferin- Königin] beſuchte heute Vor⸗ 
mittag mit Ihrer Königlichen Hoheit der Großherzogin von Baden 
die 9. Volksküche. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
empfing geſtern Vormittags um 8 Uhr den Beſuch Sr. Königlichen 
Hoheit des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin und ertheilte um 
1 Uhr Mittags dem Profeſſor Dr. Friedberg Audienz. Um 2 Uhr 
ſtattete Ihre Königliche Hoheit die Großherzogin von Sachſen den 
Höchſten Herrſchaften einen Abſchiedsbeſuch im Palais ab. Abends 
7% Uhr begab Sich Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit nach dem 
Anhalter Bahnhof zur Verabſchiedung von den Großherzoglich Süd: 
ſiſchen Herrſchaften und wohnte ſpäter der Vorſtellung im Opern⸗ 
hauſe bei. 8 Geichs⸗Anz.) 

O Berlin, 26. März. [Die Krankheit des Fürſten Bis⸗ 
marck.] Die Nachrichten über das Befinden des Fürſten Bismarck 
lauten heute leider weniger günſtig; in Folge der vermehrten rheuma⸗ 
tiſchen Schmerzen hat derſelbe eine ziemlich ſchlechte Nacht gehabt. 
Nach der Meinung der Aerzte wird der Reichskanzler ſelbſt nach ſeinet 
vollen Wiederherſtellung, die leider ziemlich langſam von ſtatten zu 
gehen ſcheint, noch längere Zeit ſich von allen Geſchäften fern halten 
und einer Badekur ſich unterziehen müſſen. Somit wird man wohl 
auf die Theilnahme des leitenden Stagtsmannes an der Erledigung 
des Militärgeſetzes definitiv verzichten müſſen. Von einigen Seiten hatte, 
man freilich ſo ſehr darauf gerechnet, daß man überhaupt von entſchei⸗ 
denden Einflüſſen vorher abſehen wollte. Wenn das indeſſen damit 
motivirt werden ſoll, daß der Reichskanzler eben allein verantwortlich ſei, 
ſo iſt dies weder principiell noch verfaſſungsmäßig richtig. Mit dem Ein⸗ 
bringen des Militärgeſetzes beim Reichstage hat er bekanntlich die volle 
Verantwortlichkeit für daſſelbe bereits übernommen und es wird ſich wohl 
Niemand einreden, daß etwa zwiſchen ihm und den militäriſchen Autoritäten, 
welche er bis jetzt in der Commiſſion vertreten, eine verſchiedene An⸗ 
ſicht über die Bedürfniſſe des Reiches herrſche. Ebenſowenig aber iſt 
wohl daran zu zweifeln, daß der Fürſt einen von dieſen gebilligten 
Compromiß ebenfalls gut heißen würde. Ja noch mehr: ſtcherlich 
wünſcht er, wie es in Regierungskreiſen allgemein geſchieht, eben ſo 
gut, daß das Militärgeſetz ſobald wie möglich zum Austrage gebracht 
werde und durch den traurigen Zwiſchenfall ſeiner Krankheit keinen 
Aufſchub erleide. Und hiermit möchte die öffentliche Meinung wohl 
gleichfalls übereinſtimmen. Eine Vertagung auf die Herbſtſeſſton wäre 
einmal eine gewaltige Vergeudung an Arbeitskraft, da alles bisher 
Geforderte nutzlos würde und die Mühen von Neuem beginnen. Dann 
aber würde jeder Aufſchub der definitiven Wehrbarmachung Deutſch⸗ 
lands allen inneren und äußeren Feinden des Reiches einen dieſen 
kaum zu gönnenden Triumph bereiten. 

[Der Antrag des Abg. Windthorft] auf Vertagung des 
Reichstages am 28. d. M. wird angenommen werden, da die allge⸗ 
meine Stimmung dafür iſt. Dagegen wird man den Wiederbeginn 
der Arbeiten ſchon am 9. April beſchließen, da man nach Oſtern nicht 
länger als unumgänglich nöthig zuſammen bleiben will. Es iſt zu 
erwarten, daß bis zum Wiederbeginn der Arbeiten eine Verſtändigung 
über das Militärgeſetz erfolgt ſein wird; ſollte dies indeß nicht gelin⸗ 
gen, ſo würde der Schluß der Seſſton wohl nicht lange auf ſich warten 
laſſen. 

[Marine.] S. M. Schiff „Auguſta“ iſt vorgeſtern in Plymouth 
angekommen. S. M. Aviſo „Preuß. Adler“ und S. M. Kanonen⸗ 
boot „Baſtlisk“ find vorgeſtern in Wilhelmshaven in Dienſt geſtellt. 

Köln, 26. März. [Die fällige engliſche Poſt] aus London 
vom 25. Morgens iſt ausgeblieben. 

Köln, 24. März. [In der geſtrigen Verſammlung des 
Local⸗Vereins der hieſigen Altkatholiken] machte Paſtor 
Tangermann die intereſſante Mittheilung, vor einiger Zeit ſeien von 
mehreren katholiſchen Geiſtlichen aus Italien an Biſchof Reinkens 
Briefe mit der Bitte gerichtet, ihnen behülflich zu ſein, auch in Italien 
die katholiſche Reformbewegung anzubahnen. 


O eſterreich. 

Wien, 26. März. [Empfang.] Der zum Botſchafter ernannte 
ruſſiſche Geſandte, Geheimer Rath v. Nowikow, iſt heute in feierlicher 
Audienz vom Kaiſer empfangen worden, um ſeine neuen Aecreditive 
zu überreichen. g 


Mi 

Provinzial-Zeitung. 

Breslau, 24. März. [Hausfriedensbruch im eigenen Hauſe.] 
Der hieſige Kaufmann W. hatte in ſeinem am Ringe belegenen Hauſe einen 
ſehr kleinen Laden an den Kaufmann Ch. vermiethet. Dieſer Laden war 
durch einen Vorhang in zwei Theile geſchieden, von denen der hintere, ſehr 
kleine, von der Vorſteherin des Geſchäfts Meta G. zum Schlafen benutzt 
wurde. Dem Eigenthümer des Hauſes war dies aus verſchiedenen Gründen 
unangenehm und er batte ſchon mehrfach ſeine Mißbilligung darüber aus⸗ 
geſprochen. Eines Abends im Juni y. Is. war Herr W. gegen 11 Uhr in 
ſeine in demſelben Hauſe belegene Wohnung gekommen, als plötzlich an der⸗ 
ſelben gepocht wurde. Er ſtand auf, machte wieder Licht und erfuhr nun 
von dem Weinhändler T., einem ſeiner Miether, es ſei wieder einmal be⸗ 
merkt worden, daß Licht in dem Ch'ſchen Laden brenne. Mit ſeiner Lampe 
begab er ſich deshalb in Begleitung des T. nach dem Erdgeſchoß, um der 
Sache auf die Spur zu kommen. Indeſſen hielt er ſich für verpflichtet, 
obrigkeitliche Aſſiſtenz zu ſuchen und wandte ſich deshalb in Ermangelung 
eines Schutzmannes an den Nachtwächter des Bezirks, Prietſch, der um ſein⸗ 
Aſſiſtenz erſucht, dieſe auch gewährte. Die drei bezeichneten Perſonen 
gaben ſich darauf an die in den Hausflur führende Thür des Ch'ſchen La⸗ 
dens und W. klopfte an. Da nicht geöffnet wurde, klopfte Prietſch ebenfalls 
an und rief: achen Sie auf, es geſchieht ja nichts, der Wächter iſt da. 
Nachdem nunmehr aufgemacht worden, ſoll ſich W. nach Inhalt der Anklage 
eines Hausfriedensbruchs ſchuldig gemacht haben. Die Meta G. erzählt 
nämlich, wie in der Vorunterſuchung, ſo auch ſchon bei der erſten im No⸗ 
vember ſtattgehabten Audienz, den weiteren Vorfall folgendermaßen. Sie 
habe das Oeffnen der Thüre verweigert, es ſei aber von draußen ſo heftig 
geklopft und gelärmt worden, daß ſie ſich ſchließlich doch veranlaßt geſehen 
habe zu öffnen. Hierauf ſei der ihr bekannte W. ſofort in den von ihr be⸗ 


jo beſtreite ich dies. Eine cipile Abſchließung der Ehe iſt dort nämlich nur 
ſolchen Perſonen geſtattet, welche keiner vom Staate anerkannten Religions⸗ 
geſellſchaft angehören. 


u Raum geht 
geben, und mit ein 


Cuny vorge⸗ 


N und Wechslerbank, 


kungen, habe ſch bel da den eigen 900 abet b 

er Leuchte denſelben ane Dies habe ewa 
Stunde gedauert. Der Angeklagte dagegen gab an, überhaup: nicht einge 
treten zu ſein, ſondern nur den Kopf in den Laden geſteckt zu haben, dabei 
aber mit den Füßen auf der Schwelle geblieben zu ſein. Er hatte hierfür 
auch Beweis durch 10 00 auf das Zeugniß des Weinhändlers T. ange⸗ 
treten. Dieſer beſtätigte die Ausſage des Fe mit voller Beſtimmtheit. 
Er habe während des ganzen Vorfalls hinter W. und keine drei Schritte 
von der fraglichen Thür geſtanden und wiſſe ganz genau, daß der Angeklagte 
den Raum nicht betreten, daß ſogar die Meta G. ausdrücklich den Ange⸗ 
klagten mit den Worten dazu aufgefordert habe: „Kommen Sie doch Herr 
W. und ſehen Sie ſich um, was Sie denken, iſt nicht“, und daß trotzdem 
W. den Laden nicht betreten habe. Bei dieſer Sachlage, wo alſo Zeugniß 
gegen Zeugniß ſtand, hielt der Gerichtshof die Vernehmung des wegen 
Krankheit nicht erſchienenen Wächter Prietſch für nöthig und beſchloß deß⸗ 
halb Vertagung der Sache. Heute ſtand wieder Audienz an. Beide ge⸗ 
nannte Zeugen, die Meta G. und der Weinhändler T. wiederholten 15 
frühere Ausſage mit derſelben Beſtimmtheit. Da der Wächter Prietſch aber 
immer noch ſchwer krank lag und deshalb wieder nicht erſchienen war, mußte 
ſeine indeſſen erfolgte Vernehmung verleſen werden. Auch er beſtätigte die 
Ausſagen des Angeklagten und insbeſondere wörtlich die von T. bekundete 
Aufforderung zum Betreten des Raumes durch die Meta G. Hiernach fand 
ſich der Verkreter der k. Staatsanwaltſchaft Herr Staatsanwalt und Prof. 
Dr. Fuchs veranlaßt, für Freiſprechung zu plaidiren, da die Sache bei den 
einander entſchieden widerſprechenden Pe zweifelhaft ſei. Dieſem 
Antrage ſchloß ſich der Vertheidiger Herr Juſtizrath von Dazur an, indem er 
darauf Gewicht legte, daß die Sache gar nicht zweifelhaft ſei, weil die Aus⸗ 
ſagen der beiden ganz unintereſſirten Entlaſtungszeugen der betheiligten Be⸗ 
laſtungszeugen gegenüber allein maßgebend ſein müßten. Der Gerichtshof 
erkannte ſofort nach Schluß der Plaidoyers auf Freiſprechung. i 


Breslau, 27. März. Angekommen: Se. Durchl. Prinz Krafft zu 
Hohenlohe⸗Ingelfingen, Gen. Lieutenant und Diviſions⸗Commandeur, 
aus Neiſſe. Se. Exc. Graf d. Königsmarck, Staatsminiſter a. D., aus 
Poſen. Frau Marquiſe D'Abſac de Majac, aus Dyhernfurth. Ihre 
Exc. Frau Gräfin v. Königsmarck nebſt Tochter aus Poſen. (Fremdbl.) 


Glogau, 26. März. [Cholera. — Meteorologiſche Station.] 
Die hieſige „Grenzztg.“ meldet: Nach den amtlichen Berichten ſind im Beu⸗ 
thener Kreiſe in der Zeit vom 15. bis 23. d. M. nur noch 4 neue Erkran⸗ 
kungsfälle in Lipine zu melden. Von dem Krankenbeſtande des letzten Be⸗ 
richts ſind 4 Perſonen geſtorben und den ganzen Krankenbeſtand bilden gegen⸗ 
wärtig nur noch 3 Perſonen. Man kann ſomit auf allmäliges Erlöſchen der 
Seuche hoffen. — In unſerer Stadt ſcheint fie erloſchen zu ſein. — Auf die 
von Seiten der königl. Regierung in Oppeln an den Magiſtrat in Beuthen 
gerichtete Anfrage, ob derſelbe geneigt ſei, auf dem ſtädtiſchen Waſſerhebe⸗ 
werk unter Leitung des Inſpectors Meuſel eine meteorologiſche Station ein⸗ 
zurichten, hat ſich der Magiſtrat hierzu bereit erklärt, wenn die k. Regierung 
die Koſten der Einrichtung der Station tragen will. Magiſtrat hat auch be⸗ 
reitwilligſt die Bedienung derſelben durch den Inſpector Meuſel zugeſagt, 
jedoch den Wunſch ausgeſprochen, daß die Oberleikung dem Gymnaſial⸗Ober⸗ 
lehrer Dr. Fiebig übertragen werden möge. 

— w. Gogolin, 27. März. (Zum Gr.⸗Stein'er Unglücksfall.) Die 
Schlempeciſterne der Brennerei zu Gr.⸗Stein, in welcher der Kaufmann 
Block aus Leobſchütz ſeinen Tod gefunden hat (ſ. Nr. 145 der Bresl. Ztg.), 
iſt mit Bohlen verdeckt und in der Mitte mit einer verſchließbaren Oeffnung 
behufs Herausnahme ihres Inhalts verſehen. Dieſe Oeffnung iſt nach der 
zuletzt erfolgten Aufnahme der Schlempe nicht geſchloſſen worden und durch 
dieſelbe das Unglück eingetreten. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts 
Sternwarte zu Breslau. 5 


N Re 


wohn 


März 26. 27. Nachm. 2 U. | Abds. 10 U. | Morg. 6 U. 
Luftdruck bei 0. 33409 334405 332 85 
Luftwörm 6% 30,2 305 
len RR OBO 1,03 1459 27/24 
Dunſtſättigung 29 PCt. 60 pCt. 82 pCt. 
Wind W. 2 W. 3 NW. 2 
Wetter heiter. heiter. trübe. 


Breslau, 27. März. [Waſſerſt and.] O.⸗P. 5 M. 34 Cm. U.⸗P. 1 M. 20 Cm. 


Berlin, 26. März. Die heutige Börſe zeigte ſich weſentlich beruhigter, 
indeß nicht frei von Schwankungen. Ziemlich feſt und über den Schluß⸗ 
courſen des geſtrigen Tages eröffnend, verflauten ſich auf Wiener Courſe 
namentlich wieder die tonangebenden Oeſterr. Creditactien) um nach aber⸗ 
maliger Erholung doch zuletzt wieder ſchwächer zu“ ſchließen. Der Unterſchied 
im Handel zwiſchen Ultimo⸗Waare und neuen Abſchlüſſen pr. April erreichte 
zeitweilig eine Differenz nach unten um mehr als 2 Thlr., wie das der un⸗ 
efähre Coursgang pr. April (1244 —22—23%½ —21) nachweiſt. Den geſtrigen 
Ahendcourſen aus Frankfurt waren heute wieder niedrigere von dort gefolgt, 
weil die erwartete Erholung unſeres Platzes ausgeblieben, und ſo war in 
Bezug auf etwaige Feſtigkeit unſer Verkehr vollſtändig auf ſich allein 
angewieſen. In Lombarden war das Geſchäft ganz belanglos, für Fran⸗ 
zoſen wurde mehr als geſtern bewilligt. Ein lebhafteres Intereſſe 
der Börſe nahmen heute wiederum Discont⸗Commandit für ſich in 
Anſpruch, man handelt ſie für April au 141—39 etwas 140—139, per ult. 
zu 141—38—38% ſchließlich 139% Geld und per Caſſa zu 139%. Wir 
möchten noch als charatteriſtiſches Merkmal des heutigen Verkehrs hervorheben, 
daß für Prämien in diverſen Papieren ziemlich guter Begehr hervortritt. 
au die öſterreichiſchen Nebenbahnen war die Stimmung wenig feſt, nur 
Balizier und Oeſterr. Nordweſtbahn gingen zu ſteigenden Courſen lebhaft 
um. Galizier konnten eine Coursſteigerung von 1 4 durchſetzen. In aus⸗ 
wärtigen Fonds zeigte ſich der Verkehr gegen die Tage vorher zwar reger, 
dennoch nahmen die Umſätze im Allgemeinen keine größeren Proportionen 
an; die Notirungen konnten ſich unverändert behaupten oder gaben doch nur 
in geringerem Maße nach. Oeſterr. Renten blieben ſtill, Oeſterr. Loospapiere 
geſchäftslos, Italiener wurden reger gehandelt und erhöhten etwas die Notiz, 
ebenſo waren Türken, für die ſich immer noch ein Stückebegehr zeigt, beſſer. 
Amerikaner behaupteten ſich ſchwach und ruſſiſche Werthe waren eher vernach⸗ 
läſſigt. Bahnen, “ Anleihen und Prämien⸗Anl. belebter. Preußi. und deutſche 
Fonds fanden nur ſchleppenden Umſatz, von erſteren intereſſirten nur Pfandbr. 
etwas, Priorit. waren durchgängig feſt, ein e Geſchäft entfaltete ſich 
jedoch nur in Preuß. Prioritäten, von denen 4 und 4 proc. begehrt blieben. 
Halle⸗Sorauer waren in Poſten gefragt. Von auszoart. Prioritäten waren 
Ungarische Nordoſtbahn beliebt, da bekannt wurde, daß die Bahnverwaltung 
dahin Entſcheidung getroffen habe, die Zinſen an deutſchen Plätzen 
in Thalern zu zahlen. Loſowo⸗Sewaſtopol 914 belebt. Auf dem Eiſen⸗ 
bahnactienmarkte war der Umſaß für alle Deviſen ſehr gering und blieben in 
Nag deſſen auch die Eourſe ſaſt unverändert, Köln⸗Minden, Rheiniſche und 
ergiſche waren vernachläſſigt, Rumänen dagegen ziemlich rege, für leichte 
Bahnen war die Stimmung meiſt feſter, aber auch hier blieb der Umſatz be⸗ 
ſchränkt. Bankactien waren im Ganzen matt und ſehr ſtill, Spielhagen 
ging unter mäßiger Courserhöhung belebter um, auch Mecklenb. Hypotheken⸗ 
ſowie Mecklenb. Bodenereditbank anziehend, Stettiner 
Vereinsbank und Engliſche Wechslerbant belebt. Induſtriepapiere wurden 
wenig gehandelt und machten im Allgemeinen den Eindruck der Mattheit. 
Omnibus, Herzfelder Ziegelei, Pleßner und Baltiſche Waggonfabrik gut be⸗ 
hauptet und zum Theil höher. Deutſche Eiſenbahnbaugeſellſchaft unverändert 
Münnich, Berliner Union nachgebend, Montanwerthe wenig feſt, Bochumer 
Bergwerk und Schleſiſche Kohlen anziehend, Dortmunder Union 53, ult. 54 
53%, Laurahütte ſchwankend, 152%, ult. 154—52%, per April 1554 52. 
Wechſel ſehr ſtill, nur London begehrt. r (Bank: u. H.⸗Z.) 


Berlin, 26. März. [Preußiſcher Bank⸗ Ausweis vom 23. März.] 


5 ctiva. 
Geprägtes Geld und Barren . . . 239,214,000 Thlr. + 3,358,000 Thlr. 
Kaſſen⸗ Aan He Privat⸗Bank⸗ 


noten und Darlehns⸗Kaſſenſcheine 4,537,000 - 248,000 - 
Wechſel⸗Beſtände .. 131,870,000 - — 4,706,000 
Lombard ⸗Beſtände 24,759,000 - — 352,000 
Staats⸗Papiere, discontirte Schatz⸗ 
weiſungen, verſchiedene For⸗ 
derungen und Activa. e „ — 374,000 
72 aſſivg. 
knoten im Une 270,982,000 Thlr. 3,138,000 Thlr. 
ſſiten⸗Capitalien 30,566,000 - — 126,000 
haben der Staatskaſſen, Inſtitute eG 
d Gi Berben mit Einſchluß 5 
s Giro⸗ Verkehrs. 66,882,000 = — 4,285,000 


Wien, 26. März. [Wochen⸗Ausweis der geſammten lombar⸗ 
diſchen Eiſenbahn] vom 12. bis 18. März 1,249,214 Fl., gegen 
1,360,753 Fl. der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Woch n⸗ 


Bisherige 


er-Einnahme 111,538 Fl. 


ind 
151,539 Fl. 
Hapre, 25. Marz 


waren bie Preiſe bei ſehr lebhaftem Geſchäft ſehr feſt. Es wurden von den en meaheei⸗Courde. . 8 Eſsenbahn Stamm- Alles. Tom aus 16 Mitgliedern der Rechten und 9 der Linken. 
zum Veekauf angebotenen 2449 B. 2044 B. elan 1 el RN 21.3 141% 15 Kuchen Mich 8 N 4 5 brd. Ya al 9 Der Bundezralh hat 9 von ultramontaner 
e Foſen, 25. Marz, [Börfenbsriht von Lewin Berwin Söhne.] Fetten dener 2a 1 e, Bete bee = : gen Seite gegen die Internirung der renitenten Geiſlichen der Berner 
ne: Wahn — Roggen matt. Kündigungspr. —. Gekünd. — 1 200 hir, 3 1 5 921 65 Baia n 5 1 Jura erhobenen Recurs abgewieſen. 5 = 
e Sun 00% Be 1 Junk, Jul 51 bee 5 Jul a | ad 91 7 5. EEB 12° 1 10 f fie hal London, 26. März. Unterhaus. Disraeli kündigt an, er werde 
August 58% B. — Gpiritus niedriger, Kündigungspreis —. Gekünd. Warschau do Sg. 7.164054 vs ert Penn ee | — 4 [108% den. Montags ein Dankesvotum für die Truppen aus dem Aſhantifeldzug 
Liter. Da 22% bez. u. G. April 22 bez. u. G. April⸗Mai 22% Wien 180 FI .. es 89 70 Ban ie 1108 218 10% bac, beantragen. Auf die Anfrage Gourley's erklärt der Unterſtaatsſecretär 
DR = 100 En un 2860 5 8 a 2% bez. u. 6. Juli 11 8 8 Brasldu-Freip. : 7 8 [4 1100% de. Bourke: es exiſtire kein internationaler Vertrag betreffs der Be⸗ 
21% B. u. G. e 20% D. December 197% B. Roco en Fonds- und Geld-Course, Coin Minden 8 5 85 — 1 28 2 br nutzung des Suez⸗Canals durch Kauffartheiſchiffe. Die Pforte verſprach 
ohne Faß — * IQ Stesbe- Anl. 4% 0% lee 4 10% % Case. Een. 18 4 8. aber, die Canal⸗Geſellſchaft ſehr beſtimmt zur Befolgung des Berichts 
E Tin, 26 ; iſt bez o.  comolid, 410 52 Dux-BodenbachB.|6  |5 [6 [45% 5 anzuhalten, den die Tonnengelder⸗Commiſſton erſtattete. England be⸗ 
Berkin 26. Mürz. Rroductenhericht! Roggen ift bei zurüdhalten-) ee eee | ba ae e | — 15 0 f vu abſichtige gegenwärtig nicht, die Frage der Canalbenutzung durch Kriegs⸗ 
Dio Offerten auf Termine ferner etwas geſtiegen, auch loco ließen ſich eher kan Ardenne . 1888,% BI . Hanger alten d 15 | 3% be Ife d. Entſcheidung vorzulegen 8 
> höhere Sa bedingen. —: Roggenmehl Tam — Weizen feſt aber ohne berliner Stadt- Oplig. 10 10245 8. Kaschau-Oderbrg s 6 Is 60 bes. ſchiffe der Pforte zur En ſcheidung vorzulegen. Si 
weſentliche Aenderung. — Hafer loco feit, Termine etwas höher. — Rüböl E (Berliner 4 1 101% baB. |Kronpr.Rudolphb.| 5 ä 55 |5 | 684, d⸗ London, 26. März, Nachts. Die Correſpondenz des auswärtigen 
batte zu etwas höheren Preiſen leidlich regen Handel. — Spiritus matt „ ge Märk. Foce % jo 4 4 % Amtes über Central⸗Aſien wurde dem Parlamente vorgelegt. Daraus 
f 1 7 en doeh . 0 Ahle de 1000 lage nach Qualität gefordert a Schlesische. BER. 955 Megdeb.Halberst 4“ 4 256. wird hervorgehoben ein Schreiben Granville's vom 7. Januar, worin 
1 . 28 — agdeb.-Lei 8 — . 5 . 5 Ri 1437 x 
mulandiſcher — Thlr. bez, gelber — Thlr. bey, feiner gelber — Thlr. ab S( Fommerscher.. 1a de. ae. e e „ 4 g 40, letzterer die von Rußland angeblich beabfichtigte Expedition gegen die 
ahn bez., weißbunter poln. — Thlr. bez. pr. Februar⸗März — Thlr. bez, / Preussen. gi be Niedere Mr. 4 4% | 47 |4 15 Bley, Turcomanen erwähnt und darauf hinweill, welche Verlegenheiten dieſe 
ärz⸗April — Tylr. bez., pr. April Mai 857—86 Thlr. bez, pr. Mais | 8) Pestkal u. Rheins 89 5. Obersehl, 4. G. B. 4 — 4 leg tells in Afghaniftan hervorrufen werde. Gortſchakoff erklärt in feinem Er⸗ 
e , 2:4. | Soma, 40, neue:: 6161 0. 4 be widerungsſchreiben vom 21. Januar, Rußland beabſichtige die Expedition 
Auguſt 837 —84% Thlr. bez, September⸗Oetober 80 4817 Thlr. bez., Badische Pram Aut 4 18% ba Hecker Kr SEE 10 t been cn nicht, würde aber genöthigt ſein, die Turcomanen zu züchtigen, wenn 
neue Uſance per April⸗Mai 84 — 84% Thlr. bez. Gekündigt — Ctnr. | Baierische 4% Anleihe 113% B. Oest. Nordwestb. 6 5 11% dB . 5 7 f i h 
Kündigungspreis — Thlr. — Roggen pro 1000 Kilogr. loco 57—68 Thlr. Cöln-MindPrämionsch. 30% | 96% 6. Geste aud 5 4 se |pK88:5% da ſie ihre Räuberangriffe fortfegen; er betont das herzliche Einvernehmen 
80.2617, dir erden zufllicer. rbk be, beſerer ruſſſcher Leckts nas . 6 Hacken be Englands und Rußlands und wiederholt die Versicherungen über den 
6061 ½ Thlr. bez., inländiſcher 64—64% Thlr. ab Bahn bez., ordinärer] Kurd. 40 3 fl L 10 5 Beichendorg e % 14% ( 68% elite friedlichen Charakter der ruſſiſchen Politik in Aſien. 
Be Thhr bez, polniiher — Thlr. bez Bee Jebrugr⸗März — Thlr bez., Be nes kr al, 22% B. ei Nane Bahn 15 0 1 En Bukareſt, 26. März. Nach dem Berichte des Budgetausſchuſſes betragen 
5 März: il „Thlr. ed, pr. N 62 95-62 65 Thlr. bez., pr. Mai⸗ Oldenburger Loose 38% B. Bumän. Eisenbhn.| 395 — s | 414% b 0, die Staatsausgaben pro 1875 voranſchlagsmäßig 97 Millionen Franken; das 
Ne 8 86, At den, er Anu Septen At bez, pr. Sede — Serge benen , e 14, ice | Deficit beziffert ſch demzufolge auf 6 Mill. Franken. 
| — 583 „ bez., pr. Auguſt⸗September — Thlr. bez., pr. Sep⸗ zone 115 targard- . 4 5 BR 
gang Dee 574%, Sa 115 56 15 2 an loan Boyeraigu 022% © Kran 105 le 2 10 7 5 1 6 5 Telegraphif 7 Gouefe und Dörfenne chri cht en. 
reis — t. — Gerſte loco 56— r. na ualität gefordert. — | Napoleons 5,11 520, Oest. Bln. 89%; br 8 5 (Aus Wolffs Telegr⸗ Bureau.) 
Imperials — — Russ, Bkn, 93 9% bz 


Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 52—65 Thlr. nach Qualität gefordert, ſchleſiſcher 


W N llauctio n.] Bei der heute fortgesetzten Auction 


Berliner Börse vom 26, 


Eisenbahn- Stamm - Prieritäts-A 


Be Thlr. bg böhmiſcher 60—64 Thlr., oſtpreußiſcher 55—63 Thlr., weſt⸗ Berlin-Görlitzer . 5 5 8 ee 10 
preußiſcher 55—63 Thlr., galiziſcher — Thlr. bez., pommerſcher 60—64 Thlr.“ Hypotheken- Gerilficate, Baer Wen , , e 
uckermärker — Thlr. ahn bez., per Februar⸗März — Thlr. bez., pr.“ Kündbr. Oent. Bode ons 102 @, Halle Boran Gb e f 2 An 
Frühjahr 61—61¼ Thlr. bez. pr. Mai⸗Juni 604 — 6071 Thlr. bez., pr. F 5 103% SE Hannover-Altenb.| 5 |0 15 61 B. 
uni⸗Juli 59 Thlr. nom., pr. Juli⸗Auguſt 56% Thlr. bez., pr. Auguſt⸗Sen⸗] 4 do. 40. 4% 88% 6. e — 6 25,6. 
tember — Thlr. bez., pr. September⸗October 53% Thlr. bez. Gekün vnde. a br. Ba- Ord. B: 100% bia. Magde. Halberg 3% 875 33 26 15 
tur. Kündigungspreis — Thlr —. Erbſen: Nochwaare 62—67 2 | do, „Ir Em dos 97 baG- do. Lit. O. 3 5 6 04 dr 
bez., Futterwaare 55.—61 Thlr. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. kp. Autt Nord-G. G. B. 5 |101%, bz Bonden e,; ne: Sie we b1G, 
Aunverſteuert incl. Sack 11%—11 Thlr., Nr. 0 und 1 10%—10 Thlr. — | Pomm. Hypoth.-Briefe|5 102 6. Hochtso.-D- Bat s e b 85 5 
Roggenmehl Nr. 0: 94 —9 Thlr., Nr. O und 1 918% Thlr. — Rog⸗ 2 Beim ALT = 5 1054 15 Rum. (40% Einz.) — |8 s | 89% bz 
enmehl Nr. 0 und 1: pr. Februar⸗März — Thlr. — Sgr. bez., pr. März: 80.59, Pf.rkelbrm110 6 10142 ba Saal-Bahn..... 5 |5 66 44% be 
Abri 9 Thlr. 6% Sgr. nom., pr. April⸗Mai 9 Thlr. 6—-7% Sgr. bez., d0.4½ % de. do m0. 4% 96% bz - 
 Maisduni 9 Thlr. 5—6 Sgr. bez., pr. Juni⸗Juli 9 Thlr. 4—5 Sgr. bez., Meininger Prüm. Pfdb 4 84 % ba Bank- und industrle-Paplers. 
ul A 27 r. Oest. Silberpfandbr. 5 68½ bs AngloDeutscheBk| 7 0 5 49½ G. 
pr. Juli⸗Auguſt 9 Thlr. 2—3 Sgr. bez. pr. September⸗October 8 Thlr. 0. Hyp. Erd- Ffndb: 85% 724% B. Allg. Beut Hand. G 9 — 6 | 3% G. 
26—28 Sgr. bez. Gekündigt — Ctur. Kündigungspreis — Thlr. — Sgr. | Prab.d.0est.Bd.-0r-@s|5 85 8. Berliner Bank . 4 — 4 | 18/808 
— Rüböl per 100 Kilo netto loco ohne Faß 18% Thlr. bez., mit Faß — e 63 18 Berl. Bankyerein. 18, — 15. 589 bes 
Thlr. bez., per Februar⸗März — Thlr. bez., pr. März April 19%, Thlr. bez., Wiener Fiber e e Eee 
pr. ühjahr en lr. bez., pr. April⸗Mai 192.194 19% Thlr. bez., Ausländische Fonds Berl.Lomb.-Bank. 1% — 6 135% bs 
pr. Mai⸗Juni 19% Thlr. bez., pr. Juni⸗Juli — Thlr. bez, pr. Auguſt⸗Sep⸗ ik 18 05 80 Ga 1995 M BerlMakler-Bankiil 10 4 | 20% B. 
tember — Thlr. bez. pr. Heptember⸗October 20%. — 214, — 2192, Thlr. bez., do. Papierrente 4 627262646276 | been 0 % 5 40 br 
October⸗November 21% 217 Thlr. bez. — Gekündigt 100 Etnr. Kündi⸗ do. Pott Anl. v. 69, 90 bac. [bz Braunschw. Bank, 8% 9 4 117% bac. 
gungspreis 19 Thlr. — Leinöl loco 234 Thlr. — Peroleum per 100 Kilo] 40. Sete. 0950 6 Brosl. Disc,Bank 910 
incl. Faß loco 10% Thlr. bez., pr. Februar⸗März 9% Thlr. Gld., pr. März⸗ 4. bier Loose. — | 90% ben. Fre Mangels. 3 3 00 8. 
April I% Thlr. Gld., pr. April⸗ Mai 94 Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni — Thlr. Russ. Präm.-Aul. v. 84 142,0 Bresl.Meklerbank 38 | — 5 77 etba d. 
bez., pr. September⸗October 10 — 10% Thlr. bez. Gekündigt — Bar⸗ do. do. 186615 394% bz Bresl. Mil-VerB. 7... | — 6 2.6. 
5 8 5 do. Bod.-Cred.-Pfdb.. 5 86% bz Br. Pr.-Wechsl.-B. 12 — 45% d 
rels. Kündigungspreis — Thlr. | k Rusa.-Pol. Schatz-Obl. 4 | 83% bz Bresl. Wechslerb. 12 e 
Spiritus pr. 10,000 pCt. loco „ohne Faß“ 22 Thlr. bis 21 Thlr. 26 Sgr. Poin. Pianabr. II. Em. | 80%, C. Oentralts £,Genos.|14 0 4 64.628. 
bez., „mit Faß“ pr. Fehrugr⸗März — Thlr. — Sgr. bez., März⸗April 22 Poln. rina nenne 0 0. Coburg. Oed. Rr. 744 a 11A B. 
7 715 2 9 „ Amerik, 6% Anl. p. 18826 | 974, bad. Danziger Priv.- Bk. 7 7 4 116 etoz@, 
Thlr. 10 Sgr. bez., pr. April⸗Mai 22 Thlr. 15—12—14 Sgr. bez. pr. Mai⸗ 0. 46. 5. 18885 102 4 bie, Darms. Oreditbk.16 100 4 141d b 
Juni 22 Thlr. le 5 2854 155 10 15 Thlr. 5 Fr a 28 ban, 3 5% Anleibe 5 99 5 G, Barz ee 7 79404 95 5 
Sgr. bez., pr. Juli⸗Augu r. 10—8 Sgr. bez., per Auguſt⸗Septem- | Französische Rente . „5 di etts Deutnche Bank . 8 — 1 
55 N 23 Thlr. 10—8—10 95 bez., pr. September⸗October — Thlr. — Zen ee 1 . e 18975 2 
Sgr. bez. — Gekündigt — Liter. Kündigungspreis — Thlr. — Sgr. Baab-GraserWOTHIL.L.IG | 78 had. Genoosemsch n, — |£r.|100 . 
ES de ee umänische Anleihe 8 Sehr do, Junge — 4 2 
_ 3 Breslau, 27. März, 9/4 Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen | Türkische Anleine ens 4889 6 ba. Gwb.Schnsteru.C.10 o |4 | 56 bs 
; ! . Ung. 50 St. Bigenb. Anl. 71 dad. n 2 103%, bz@; 
Markte . Allgemeinen etwas feſter, bei nur ſchwachen Zufuhren, 8 a 55 KanbeNerdd. Ba 11 100% N re 
Preiſe unverändert. . 1 AR } Finnische 10 Thir.-Loose 104, B. do. Wereins-B.1134, 10 4 10 195 
DB eigen zu notizen Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher e d 65 79,5 6855 a 
en 8% bis 9 Thlr., gelber 8 bis 8% Thlr., feinſte Sorte über Notiz Eisenbahn-Prioritäts- Aotien, Be Zn e 20 1005 
Roggen war gut preishaltend, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr., 4. ir. S 8e b bee, BeKwilcei| — | — 6. 
e e bel . dee ee kee e, | 1% I 112% ven 
, R re. Bali 1oebe Frasbie Done ee dt o, eee do. 64 la e e 
v. bezahlt. ! ! } do. 4% R 5 
VVV%VCVVVVCTTTTTTCT 
über Notiz bezahlt. 455 de, K, en Nerdd. Grunder. B. 167, | 7, 6 | 87% 0 
e een e e OR bung , fu, d. deere ee t e 
Wicken unverändert, pr. Kilogr. 5 bis hlr. ’ do. 40.04% 101 026, 5 5 Apri26ag b 
b Lupinen offerirt, pr. 100 Kilogr. gelbe 5% bis 5% Thlr., blaue TB e eee OstäontscheBankı 8 „ |6- un 
10 055 A Product Bk 85 Ba 
5 9 12 le Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 6% bis 7% Thlr. 77 00 | Zoscner Bank 6% ie 5 110 6. 
5 7 70 Aub 1 8 0 Pr. chul. B. . 
Mais ſchwach ahr, pr. 100 Kilogr. 67 bis 6% Thlr. e a oa Brenn, Bank-Act [13% 20 4% 105 Ba 
3 38 Bod.-Or.- 0 1 bz 
Sen 1 e eee ih 
* 5 7500 f > R 3 = Pr, Credit-Anstalt|24 0 5 2 
: 5 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pf. Operschlan eee 3 25 Brov. Wechal.-Bk, 9078. 
VE h 20 _ 1 le eee en In 9 äh me 
f . Ban q 
ß, „ e e eee, e 
x A 5 — . + .. 5 Schl. © 5 5 5 „ 
r 8 2206 de. g. 4% 0% 0 |BehlVoreinsbank’9; | 3 f ba 
Sommer⸗ en 5 1 7 15 — en 8 0 101% G. Thüringer Bank 14 8 5 102% bad 
Leindotte r 9 2 1 . 5 1020 8. Ver- Bkk. Quistoxp' in 0 4 | 104, bz 
Rapskuchen unverändert, ſchleſiſche 71—74 Sgr per 50 Kilogr. e Weimar. dane ? | 5 8, ion bes 
Leinkuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 104—106 Sgr. per 50 Kilogr. do. Brieg Neisse, 4% 90% G ee eee 
Kleeſaat ſchwachg Kaufluſt, rothe matter, ordinäre 10—12 Thlr., mittle | Coset-Oaerb. (wun.) 4% — —— Bougesb. Plessner, 14 — 6 120 beg. 
12.44 Thlr. feine 14415 Ihle., hochfeine 15% —16% Thlr. pr. 50 Kilogr, 0. 9 Ber enen 0 0. i de 
weiße unverändert, ordinäre 11—12 Thlr., mittle 13—15 Thlr., feine 16 bis e e 1097, 6 geen c l 9. Im 5 b 57 
bis 17% Thlr., hochfeine 18—19% Thlr. pr. 50 Kilogr. de. Stargard Fosen 4 98 8 Rark Sch. Heid. 0 | _ |5 | 39% 626 
Thy mothee gut verkäuflich, ae pr. 5 1 48 de Norda,Papferfobr.| 6 5 IR 
h . 50 Kilogr. 28 Sgr. bis ., pr. 5 Liter 31 —4 Sgr. | Närsehl, Zwab, Ei Karen euch Com. G. = . 
| eee — las — A — 2 u — ne Wierer ER : Sr d. 5 — — Pr.Hyp.-Vers.-Act, 164, — 4 |117%% bzB, 
—— ; Ostpreugs. Südbahn. 5 03 G, Schl. Feuervers, ‚17% | _ 4 175 8. pr. St. 
2. Telegraphiſche Depeſchen. Sanne a. 00 6 Donnersmarkhüt, — | — 6 55588. 
5 (Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) ** e . 1857 ee 
Wien, 26. März, Abends. Abgeordnetenhaus. Gelegentlich der] ohemnitz-Komstan . . | 82 6. TanchBammer"... — 6 | 60 bz@ 
20 1 f ft ; 8 N Marienhütte = fi 
5 U d ch Dux-Bodenbach 5 2 hü 14 5 79% &. 
Berathung der Budgetpofitionen für die Univerſitäten und techniſchen. zo. iu. nierten, | HB. lierte ass) — | I es 
1 3 3 lick ag Du «- 2 itehü 5 G. 
Hochſchulen wies der Miniſterpräſident energiſch den Vorwurf zurück: gene Cart rudz Babeſ e 0g pen. [Moritrhütte ». irn | — 5 f 8. 
Die Regierung unterſtütze die die ſlaviſche Nation beſchimpfenden de. de. neue | 92 der, Sede ütt e 10 s 39% bag 
n ie eg 8 3 15 Kaschau- Oderberg. 5 | 77% bB. Schl Kohl k. 9 5 | 75% ba. 
Blätter. Die Regierung müſſe der ſlaviſchen Bevölkerung das Ver⸗] ung, Nordostbahn.. 8 657 J 4 da Behles inh. Ag 8 |5: | 89% dee 
ſtändniß der Verfaſſung durch die Preſſe zugänglich machen. Das eren 8 680 be do. St.- Er.-Act. 8 8 3% 963 be 
Ben dgetausſchuß beantragte Refolution| do. 40. m | 19 bes e 
135 Abgeordnetenhaus nahm die vom Budgetau i B 8 a { 905 455 III. 5 114, br Vorwärtshütte 8 s 
5 an, die Etatsziffer von 250,000 Gulden für den Bau des Techni⸗ Mährische Grenabahn . 5 40. B Baltischer Lloyd. 0 55 8 . 
kums in Lemberg zu bewilligen, falls Galizien auf ſein bezügliches Ge⸗ 8 5% b e e m | es, 
ſetzgebungsrecht zu Gunſten des Reichs verzichte. In der Debatte Oestem.-Französische 3 99 „go. ver.Oeitabr, 910 55 0 ae 
N 15 N 5 8 2 E Spi 1. 
hierüber wahrte der Cultusminiſter gegenüber dem Ausſchußantrage] 40. zuaı Staten 102, 5 gent Bisenb-B, „„ 6 8.0 
das ie echte Geſetzgebungsrecht der Landtage, betreffend a 55 eee 5 6 66 d 
die techniſchen Hochſchulen. 5 a Warschau-Wien II. 5 | 98% €. Schles.Leinenind.| 9 „ ee 
Miniſter Ziemialkowski bemerkte, daß die Polen dergeſtalt für die % r e 6 . ee 17 7 4 10 0 
Anerkennung der vollendeten Thatſache der Wahlreform für die directe ee 80 e e el In lmalke: 
Beſchickung des Reichsraths durch die Entziehung der Geldmittel für Lörbara-Zinstna 8 f OL g ci. Welles. Fabr. 10 — 4 23 6. 


Bildungszwecke beſtraft wurden. N 
Paris, 26. März. Gegenüber den an der Börſe verbreiteten 


5 das Vorſchu 


verhandelt 


iſt von Konſtantinopel noch nicht eingelangt. 


.... ³1—c̃⁊ꝛ;,.̃;ũ½—ͤw.ṽ᷑ͥ . ̃]ꝗ —.. —. —1 
Verſailles, 26. März, Abends. Die Nationalverfammlung ver: 


an iti erüchten wird von unterrichteter Seite mitgetheilt, daß tagte die Interpellation Pelletan's über die Civilbeerdigungen auf ſechs 
e 155 Betrage von 40 Mil. Francs, über welches] Monate. Bei der Berathung über die neuen Befeſtigungswerke bei 
für die Türkei mit einer aus der Banque d'escompte, der Banque Paris bekämpfte Laſteyrie, der Präſident der Armee⸗Commiſſion, das 
ottomane und den Bankhäuſern Hentſch und Hirſch beſtehenden Gruppe | Syſtem, entfernte Forts zu bauen, wegen des großen Koſtenaufwandes 
f elt wird, zwar noch nicht unterzeichnet, aber dem Abſchluſſe und der Schwierigkeit der Vertheidigung, und weil der Zweck, viele 
nahe ſei. Die Ratification der Convention mit dem Gredit mobilier Truppen in Paris zu immobilifiren, nicht erreicht werde. Er ſchlägt 


enger begrenzte Forts vor. Ebenſo Oberſt Denfert aus ähnlichen 


zul Die Berathung wird morgen fortgeſetzt. 


t für das Project Commiſſton un 
erſchanzte Lager bei Paris ergänzt wi 
Die neugewählte Permanen 


ründen Brunne 


2 Grün elle 5 8 ehe Er 
daſſelhe noch durch vier v 


Frankfurt a. M., 26. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] en Wechſel 118%. Pariſer do. 94. Wiener do. 105%- 
Franzoſen “) 330%. Heſſ. Ludwigsb. 137. Böhm. Weſtbahn 211%. Lom⸗ 
barden !) 149%. Galizier 248. Eliſabethbahn 207. Nordweſtbahn 190. 
Elbthalbahn Oberheſſen 78. Oregon 18. Creditactien!) 218%. 
Ruſſ. Bodencredit 86%. Ruſſen 1872 95%. Silberrente 66%. Papierrente 
6276. 1860er Looſe 94%. 1864er Lvoſe 157%. Ung. Schatzw. 86%. Raab⸗ 
Grazer 77%. Amerikaner de 1882 98%. Darmſtädter Bankoerein 350%. 
Deutſch⸗öſterr. 85%. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 73%. Brüſſeler Bank 102%. 
Berl. Bankverein 79%. Frankfurter Bankverein 79. do. Wechslerbank 77. 
Nationalbank 1005. Meininger Bank 104%. Hahn Effectenbank 112. Con⸗ 
tinental 88. Südd. Immobilien⸗Geſellſchaft —. Hibernia 77%. 1854er 
Looſe —. Rockford 15%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn —. 

Schiff'ſche Bank 207, Ungar⸗Looſe 88 . 1 

Matt, Ereditactien ſchwankend, Bahnen meiſt niedriger, Banken theilweiſe 
beſſer, Fonds und Prioritäten feſt. . 


zoſen 330, Lombarden 1487. \ 

*) per medio reſp. per ultimo. l 5 

Frankfurt a. M., 26. März, Abends. [Effekten „Societät. 
Crevitactien 215, Franzoſen 330%, Lomharden 148%, Galizier 249, 
Silberrente —, Bankactien —, Böhm. Weſtbahn —, Cliſabethb. —, 
1860er Lobſe —, Amerikaner —, Provinzial⸗Disconto⸗Geſellſchaft 77%. 
— Matt, Creditactien am Schluß ſich befeſtigend auf den Artikel der „Bör⸗ 
ſen⸗Correſpondenz“. 5 

Hamburg, 26. März, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
Staats⸗Präm.⸗Anleihe 107. Silberrente 66. Oeſterreich. Ereditactien 
18414. dio. 1860er Looſe 95%. Nordweſtbahn 410. Franzoſen 710. Lom⸗ 
barden 321. Italieniſche Rente 61. Vereinsbank 119%. Laura⸗ 
hütte 151. Commerzbank 82. dto. II. Emiſ. —. Norddeutſche Bank 138%. 
Provinzial⸗Disconto⸗Bank —. Anglo ⸗deutſche Bank 50. bio. neue 
70. Daͤniſche Landmannbank —. Dortmunder Union 52. Wiener Union⸗ 
bank —. e Prämien⸗Anleihe —. 66 er Aufl. Prämien⸗Anleihe —. 
Amerikaner de 1882 9%. Köln⸗M.⸗St.⸗Actien 129. Rhein. Eiſenbahn⸗ 
Stamm⸗Actien 130. Bergiſch⸗Märkiſche 94. Disconto 3 pCt. — Matt. 

i 26. März. [Getreidemarkt.] Weizen loco flau, auf Termine 
feſt. Roggen loco flau, auf Termine feſt. Weizen 126pfd. pr. März 1000 Kilo netto. 
248 Br. 246 Gd., pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo netto 259 Br., 257 Gd., pr. Mai⸗ 
Juni 1000 Kilo netto 258 Br., 256 Gd., pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 257 Br., 
256 Gd. Roggen pr. März 1000 Kilo netto 190 Br., 188 Gd., pr. 
April⸗Mai 1000 Kilo netto 188 Br., 187 Gd., pr. Mai⸗Juni 100 Kilo 
netto 187 Br., 186% Gd., pr. Jum⸗Juli 1000 Kilo netto 186 Br. 185 Gd. — 
Hafer ruhig. — Gerſte ſtill. — Rüböl ſtill, loco 61, pr. Mai 60, pr. 
October pr. 200 . —. — Spiritus matt, pr. März 56, pr. 
April⸗Mai 56%, pr. Mad, ge 95 pr. Auguſt⸗September per 100 Liter 
100% 58%. — Kaſſee flau; geringer Umſatz. Petroleum behauptet, Standard 
white loco 13, 00 Br., 12, 80 Gd., pr. März 12, 70 Gd., pr. Auguſt⸗ 
December 14, 50 Gd. — Wetter: Prachtvoll. 

„Hamburg, 26. März. [Abendbörſe.] 8 Uhr 30 Min. Oeſterr. 
Silberrente 66. Amerikaner 94. Italiener — Lombarden 320. Oeſterr. 
Credit⸗Actien 183. Oeſterreichiſche Staatsbahn 709. Oeſterr. Nordweſthahn 
Anglo⸗Deutſche Ban Hamb. Commerz⸗ und Disc.⸗Bank —. Rhein. 
Eiſenb.⸗St.⸗Actien —, —. Bergiſch⸗Märkiſche — Köln⸗Mindener —, —. 
Laurahütte 150, 50. Dortmunder Union 52%. — Nach großen Schwan⸗ 
kungen feſter auf Frankfurt. 5 

Liverpool, 26. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
ange eb Umſatz 12,000 Ballen. Ruhig, amerikaniſche ſchwimmend 
adac „billiger. Tagesimport 3000 Ballen, davon 2000 Ballen ame: 
rikaniſche. 5 

Liverpool, 26. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 12,000 B., davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 


tuhig. 
„Middl. Orleans 8%, middl. amerikaniſche 87, fair Dhollerah 5, 
middl fair Dhollerah 5 %, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 4%, 
Bengal 4%, fair Broach 54%, new fei Oomra 5, good fair Omra 


fair 
64% fair Madras 5%, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair Egyptian 8%. 
81 S. 8 26. März, Nachm. [Roheif en.] Mixed numbers warrantts 


Antwerpen, 26. März, Nachmittags. [Petroleum⸗Markt.] (Schluß⸗ 
bericht.) Raffinirtes, 1 weiß, loco 35% bez., 3344 Br., pr. März und 
per April 32% bez. u. Br., pr. September 36% Br., per Septbr.-Dechr. 
37 bez., 38½ Br. — Steigend. 

15 F 26. März. Petroleum beſſer, Standard white loco 13 Mk. 


Concurs⸗Eröffnungen. a N 
1) Ueber das Vermögen der Handelsgeſellſchaft Eckert, Kirſeck & Co. 
und über das bd gen der beiden Geſellſchafter a. des Kaufmanns 
Julius Eckert, b. des Kaufmanns Adolph Kirſeck in Berlin. Zahlungsein⸗ 
ſtellung: 31. December. Einſtweiliger Verwalter: Kaufmann Reſchke. Erſter 
Termin: 7. April. 2) Ueber das Vermögen des Gutsbeſitzers Otto Wolffen⸗ 
Lat) zu Carolinenhöhe bei N Einſtweiliger Verwalter: Rechtsanwalt 
ieß. Erſter Termin: 31. März. 3) Ueber das Vermögen der solch 
Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu Crefeld. 
Zahlungseinſtellung: 6. März. Einſtweiliger Verwalter: Richter A. Leysner. 
4) Ueber das Vermögen der Handelsgeſellſchaft Hugo Raediſch & Stephan 
zu Frankfurt a. O. und über das Pripatpermögen des perſönlich haftenden 
Geſellſchafters Kaufmann Theodor Emil Stephan. Zahlungseinſtellung: 30. 
December. Einſtweiliger Verwalter: Kaufmann Roedenbeck. Erſter Termin: 
21. März. 5) Ueber das Vermögen des Kaufmanns Hermann Kohl zu 
Gehe 0 be d en e ana nn re 
Mat. 6) Ueber das Vermögen des zu Eiſenach verſtorbenen Schuhmachers 
Carl Anacker. Erſter Termin: 6. Juli ee) „lebe. 
Lobe-Tienter. [4500] 
Sonnabend, den 28. März. Sechstes 
Gaſtſpiel des Theodor Lobe. 
„Der Kaufmann von Venedig.“ 
Schauſpiel in 5 Aufzügen von 
Shakeſpeare. (Shylok, Theodor 
Lobe.) ö C. Fritsch. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (M. Friedrich) im Breslau. 


Ganz frische zuverlässige 


Pocken - Lymphe 


ist wieder vorräthig. 
Mohren-Apotheke, Blücherplatz. 
12917 
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Nach Schluß der Börſe: Creditactien matt, Creditactien 214½, Fran⸗ 


